einer ſolchen betreffen, find die bürgerlichen Gerichte zuſtändig. zugeben, daß für Oeſterreich in dieſer Beziehung etwas beſonderes beſtehe, 


Pierteljähriger Abonneſmentsprets in Sreglun 2 Ahle, außerhalb incl, 
Porto 2 Thlr. 15 Sgr. — Inſertkonsgebühr für den Raum einer 


ſechstheiligen Zeile in Petitſchrift 2 Sgr. 
148. Mittag⸗Ausgabe. 


Deutſchland. 
OD Heichstags-Verhandlungen. 
25. Sitzung vom 27. Rn: 
10 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Delbrück, Fäuſtle u. A. 
Die zweite Berathung des Geſetzentwurfes, betreffend die Civilſtands⸗ 8 5 ig ed zlichen d 
regiſter, ſteht vor den 88 4351 (Schlußbeſtimmungen). es die preußiſche Legislative gethan hat. (Lebhafter Beifall.) SE 
8 43, der die Strafen für die Vernachläſſigung der Anzeige von Ge⸗ Abg. v. Schulte: Was die Frage der Dispenſation betrifft, ſo wird 
burten und Sterbefällen bis 150 Mark feſtſetzt, wird ohne Discuſſion an- durch dies Geſetz nur beſtimmt: die Kirche ertheilt den Dispens für das kirch⸗ 
genommen. N liche, der Staat für das ſtaatliche Gebiet. Dieſer Standpunkt iſt auch von 
8 44: „Die Beſugniß zur Ertheilung des Disvenſation von dem Aufge⸗ Rom aus beim Abſchluß des öſterreichiſchen Concordats ausdrücklich aner⸗ 
bot und von den Chehinderniſſen ſteht den ſtaatlichen Behörden zu. kannt worden, indem das Eherecht von Oeſterreich ſtaatlicherſeits durch das 
Für Streitigkeiten, weche die Nichtigkeit einer Ehe oder die Scheidung Geſetz vom 8. October 1856 geregelt wurde. Rom wollte allerdings nicht 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ . 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. ; 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen [deshalb unterſchrieb Primo loco der Jeſuiten⸗General dies Geſetz mit einer 
werden, ſo weit deſelben Ya 9190 10 9 5 RR erlaſſene Aus- 1 welche atteſtirte, daß daſſelbe in voller Uebereinſtimmung ſtehe 
führungs⸗Verordnung getroffen werden, von den einzelnen Landes⸗Regierun⸗ mit den Vorl 5 echt 5 ul A 
gen im Wege der Verordnung erlafjen. Himmel erheben, aber ich halte fie für eine rechtliche Nothwendigkeit. Es 

Die Landes⸗Negierungen find insbeſondere verpflichtet, diejenigen ſtaat⸗ fällt mir auch nicht ein in das canoniſche Recht einzugreifen. Die Dispen⸗ 
lichen Behörden zu beſtimmen, welchen die Aufſicht über die Standesbeamten fation vom Aufgebot u. ſ. w., welche von den ſtaatlichen Behörden ertheilt 
und deren Geſchäftsführung, die Dispenſation vom Aufgebot und von den werden ſoll, wird nur für das ſtaatliche Gebiet gewährt. Die erſte Quelle 
Chehinderniſſen, die Verhandlung und Entſcheidung über die Berichtigung für das Aufgebot ift überhaupt gar nicht das canonifche Recht, ſondern eine 
von Eintragungen in den Standesregiſtern, ſowie die Verhandlung carolingiſche Verordnung. Das canoniſche Recht wird nicht alterirt; in das 
und Enlſche dug der Streitigkeiten über Nichtigkeit oder Gewiſſensgebiet will der Staat gar nicht eingreifen, ſondern nur in das 
Scheidung einer Ehe zuſteht, auch das in den letzten Fällen zu äußere Rechtsgebiet. Wenn die Sache nicht endlich einmal regulirt wird, ſo 
an 0 e v. Schelte hm lende Sat beſtehen kann 

oufang will den anz ſtreichen, v. Schulte ihm folgende Faſ⸗ . 4 BEN . ER 
fung geben: Die Gee 155 a epenfatioh von dem Aufgebote wird! Abg. Moufang: Die 88 44 und 45 berühren unausſprechlich wichtige 
durch Verordnung der Landes⸗Regierung geregelt. Die Dispenfation von Gebiete, von denen jedes einzelne Henan. und ernſt erwogen werden muß. 
Ehehinderniſſen ſteht auch der berſten Landesbehörde nach dem geltenden] In Heſſen beſtehen die ee Ehegerichte noch. Die kirchliche Chegeſez⸗ 
Rechte zu. Für Streitigkeiten in Eheſachen Nichtigkeit, Scheidung, Verlöbniß) gebung iſt das deute der Weisheit und Umſicht von Jahrhunderten. 
ſind die bürgerlichen Gerichte zuſtändig.“ Wenn Viele in den Ehehinderniſſen nur unliebſame Schranken und Erwerbs⸗ 

Zu § 45 beantragen 1) Schmid (Würtemberg) die geſperrten Worte im quellen für die kirchlichen Behörden ſehen, jo iſt das eben eine irrige Auf⸗ 
Al. 1 zu ſtreichen; 2) Moufang dafür zu ſetzen: „im Wege der Geſetz⸗ ſaſſung; fie find nur das Schutzmittel, welches die Kirche errichtet hat, um 
gebung“; 3) p. Schulte die gesperrten Worte am Schluß des Al. 2 zu die Ehe in ihrer Würde, die Freiheit der Wahl und die Reinheit des che: 
ſtreichen; 4) Mayer (Donauwörth) den § 45 fo zu faſſen: „Die zur Aus⸗ lichen Leben zu wahren. Jetzt fängt die Medicinalſtatiſtik an zu ahnen, daß 
führung des Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen werden von den einzelnen Moſes, ohne in einer medieiniſchen Jacultät promopirt zu fein, ſehr wohl 
Landesregierungen auf dem landesverfaſſungsgeſetzlichen Wege erlaſſen.“ wußte, was für die Fortpflanzung und die Wohlfahrt nothwendig und nütz⸗ 

Im Laufe der Verhandlung ändern die Antragſteller Hin ſchius und lich war. Dieſe Waſſerköpfe, dieſe Triefäugigkeit, die Schwerhörigkeit, das 
Völk die ursprüngliche Faſſung des § 45 dahin ab: „Die zur Ausführung ſcrophulöſe Weſen, der Creiimismus in bornebmen und nieveren Streifen 
dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen werden, ſoweit dieſelben nicht rühren von der Vernachläſſigung der kirchlichen Cheberbote her und ſtammen 
durch eine vom Bundesrath erlaſſene Ausführungs⸗Verordnung getroffen | aus Verwandtſchaftsehen. Die Liebe und Treue in der Ehe iſt eine ſitt⸗ 
werden, von den einzelnen Landesregierungen im Dee der Verordnung er⸗ liche, religiöſe und Gewiſſensfrage und „gebört, deshalb vor das kirchliche 
laſſen. Die Landesregierungen find insbeſondere verpflichtet, diejenigen ſtaat⸗ und nicht vor das bürgerliche Gericht. Dann ſſt die Che aber nach Tatbo- 
lichen Behörden zu beſtimmen, welchen die Auffiht über die Stan⸗ liſchem Dogma ein Sacrament und als Katholiken haben wir das Recht, 
desbeamten und deren Geſchäftsführung, ſowie die Verhand⸗ unſere Dogmen mach unserer Anſicht, uicht nach der Anſicht der Profeftanten 
lung und Entſcheidung über die Berichtigung von Eintragun⸗ at behandeln. Wenn Sie das anders machen wollen, ſo iſt das die härteſte 
gen in die Stande sregiſter zufteht.“ Tyrannei. (Sehr richtig! im Centrum.) In meiner Heimath iſt Niemand 

Abg. v. Windthorſt: Dieſe beiden Paragraphen ſind die wichtigſten | mit der Civilehe allein zufrieden; eine Frau würde es ſogar nicht ſittlich 
des ganzen Geſetzes, weil fie tief in die Verhältniſſe der Einzelſtaaten ein⸗ nden, wenn ihre Ehe vor dem Bürgermeiſter allein geſchloſſen wäre. Der 
greifen. Ich weiß nun ſehr wohl, daß die Herren Autragſteller 1000 das] Mann, der die Civilehe zuerſt in feinem Code auſſtellte, hat ſich, als er ſich 
Eherecht im ganzen Reiche, ſondern nur in einem Theile Deutſchlands, haupt: ſcheiden laſſen wollte, nicht an die Gerichte feines Landes gewendet, ſondern 
ſächlich in Baiern, umſtürzen wollen. (Bewegung.) Sie wollen, wie ſie an das Metropolitangericht in Paris, an das Kirchliche Gericht gewendet, um 
ſagen, die Codiſtcation des bürgerlichen Rechts erleichtern. Nun hat aber ih von der Kirche ein Urtheil zu erbitten. Das hat Napoleon gethan. Auf 
1105 Fasten Baierns ausdrücklich erklärk — relata refero — es ſei diese lt Standpunkt ſteht das katholiſche Volk auch heute noch. Wenn Sie 
die Civilehe nicht einführbar, ehe nicht eine Codification des Civilrechtes] Diele lirchlichen Gerichte apſchaffen, ſo ſchaffen ie nur ein Geſetz, welches 
ſtattgefunden habe. Wie ſich nun die Regierungen zu dieſer Frage ftellen, Scandal giebt und keine Lebenskraft in ſich trägt. 5 a N 
wiſſen wir nicht, weil fie kein Wort ſagen und uns vollkommen im Dunkeln Abg. Miquel: Ich hätte für den legten Satz des $ 45 in der Faſſung 
darüber laſſen, ob fie geneigt find, auf eine ſolche Initiative einzugehen. der Antragſteller nicht geſtimmt, aber das Amendement von Schultes hat die 

ch glaube, es wäre an der Zeit, daß die Vertreter der Staaten, um die weſentlichſten Bedenken beſeitigt. Es iſt darnach keineswegs die Abſicht, die 

es ſich hier handelt und insbeſondere die Vertreter Baierns ſofort dazu Dispenſation von Ehehinderniſſen den bis jetzt competenten Geiſtlichen zu 
Stellung nehmen, weil das entschieden einen Einfluß haben würde auf die entziehen; es ſoll vielmehr nur dieſe Dispenſationsbefugniß auch der oberſten 
Beſchlüſſe des Reichstages. Kann denn, wenn eine Körperſchaft, wie der Landesbehörde zuertheilt werden. In einer ſolchen Beſtimmung iſt in der 
Reichstag, ein Geſetz, wie dieſes, fertig macht, der Bundesrath noch lange That eine Gewiſſensbedrückung nicht vorhanden; es kann ein Jeder, wie er 
Widerſtand leiſten? Wenn die Bundesregierung fortfährt, bei Berathungen es mit ſeinem Gewiſſen für vereinbar hält, die Dispenjation entweder bei 
dieſer Art den Reichskag ſich felbit zu überlafien, fo wird der berechtigte Ein⸗ dem competenten Geiſtlichen, oder bei der weltlichen Behörde nachſuchen. 
fluß, welchen die Regierungen auf das Zuſtandekommen der Geſetze haben] Nur dieſe Rückſichten bewegen mich, für die Ertheilung der Dispenſation 
ſollen und müſſen, beſchränkt und vernichtet werden. Was nun die beiden auch durch die weltlichen Behörden zu ſtimmen. Auch ich ſtehe auf dem 
vorliegenden Paragraphen betrifft, ſo glaube ich, daß die Befugniß zur Sus⸗ Standpunkte wie der Abg. Windthorſt, daß, wenn man einmal die Civilehe 
penſation von Chebinderniſſen fo lange den zuständigen Behörden vorent⸗ einführt, die beiden Gebiete des Staates und der Kirche ſchaff getrennt wer⸗ 
halten werden muß, bis es der weltlichen Geſetzgebung gefällt, die Materie den, und i habe es deshalb, bedauert, daß die Herren Antragſteller ſich 
der Ehehinderniſſe vollſtändig von ſich aus zu ordnen. Ich beziehe mich des Ausdrucks „bürgerliche Ehe“, welcher ſich auch an das preußiſche Geſetz 
dabei auf den Vorgang des preußischen Civilgeſezes. So lange aber dieſe anschließt, bedient, ſondern immer von „rechtsquliiger Che” ober lles bon 
Frage der Chehinderniſſe nicht ſtaatlich geordnet iſt, kann auch die Dispenſa⸗ der „Ehe“ ſchlechthin geſprochen haben. — Ich hätte lieber eine klare Defi- 
tion nicht ſtaatlich ertheilt werden. Aber heute wird ja auch das Unmögliche nition geſehen, wenn ich auch nicht annehme, daß die Antragſteller dabei 
möglich gemacht. Warum ferner ein Gegenſtand, wie der im Al. 1 des einen. Hintergedanken gehabt haben. Was nun die Entſcheidung von Strei⸗ 
§ 45 berührte, der entſchieden der Legislative der einzelnen Bundesſtaaten tigkeiten in Eheſachen durch die bürgerlichen Gerichte betrifft, fo beſteht ihre 
ehört, dieſer entzogen werden Hi kann ich nicht begreifen. Ich halte es Competenz bereits in einem großen Theile von Deutſchland und gefährdet 
ür bedenklich, das conſtitutionelle Princip fo ſehr zu verleugnen. Ich hätte keine Confeſſion in ihrem religiöſen Leben. Die Competenz eritvedt fih ja 
auch erwartet, daß der Abg. Völk, der daſſelbe in ſeiner engeren Heimath jo nur a die bürgerliche Che, das ganze Gebiet der geiſtlichen Ehe bleibt 
hoch hält, es auch hier nicht verleugnen würde. Wenn das vorliegende unberührt. Ein Katholik, deſſen Ehe bürgerlich geſchieden iſt, kann gleich⸗ 
9 7 angenommen wird, ſo wird das preußiſche Geſetz dadurch vollſtändig wohl von feinem Standpunkte aus die geiſtliche Ehe eis noch beſtehend be: 
an die Luft geſetzt. (Beifall im Centrum.) trachten. Ich bin ſogar der Meinung, das religiöſe Leben kann nur ge⸗ 

Bundesbevollmächtigter Staatsminiſter 15 v. Fäuſtle: Der f nden Behalten müht von der religiöſen Seite der Ehe aller rechtliche Zwang fern⸗ 

iſt nicht aus der Initiative der verbündeten Regierungen, ſondern ar 0 . 8 
1 en 9015 hervorgegangen. (Rufe: Nein! 550 Centrum] Der Abg. Windthorſt hat ferner darauf hingewieſen, daß wenn wir den § 50 
Heiterkeit.) Derſelbe greift in e aue e en und in ſo annehmen, wie die Antragiteller vorgeſchlagen haben (j. u.), daß preußiſche 
die Verwaltungs einrichtungen des Landes fo tief ein, daß ich für meine 1 i t 

10 mich nicht für 1 halte, über denſelben im Ganzen oder im werde. Wah habe deshalb die Streichung des letzten Abſatzes des § 50 bean⸗ 
Se irgendwie zu disponiren und ich nehme für die bairiſche Regierung | tagt. Wenn der Abg. Windthorſt ſodann bemerkt hat, das Geſetz, welches 
das Recht in Anſpruch, zu dem Geſetzentwurf Stellung zu nehmen, wenn er den Gemeindebeamten die Befugniß fur Uebernahme der Führung der 
in abgeſchloſſener Form durch das hohe Haus erledigt iſt. Auf die Anzüg⸗ Regiſter einräumt, mache das preuß. Geſetz illuſoriſch, welches den Amtsvorſtehern 
lichkeiten gegen die bairiſche Regierung in dem eben bernommenen Vortrage die Uebernahme derbietet, jo mache ich ihn darauf aufmerkſam, daß nach dem 
erwidere ich einfach Nichts. Ich will nur gegen eine Bemerkung des Vor⸗ preußiſchen Geſetze die Gemeindebeamten von den Vorſtehern der Gemein⸗ 
redners Widerſpruch einlegen. Es wurde behauptet, man habe bei Be⸗ den ausdrücklich unterſchieden find; die Amtsvorſteher fallen ſomit nicht unter 
rathung des Antrages auf Erweiterung der Reichscompetenz in den bairischen den Begriff „Gemeindebeamten“. 5 5 8 u 
Kammern gefagt, daß das zu erſtrebende Ziel ein allgemeines bürgerliches Abg. Krätzer (Paſſau) hält ſich für verpflichtet, den Standpunkt des 
Geſetzbuch ſei, und nun ſei die erſte Frucht der Reichseinheit dieſes borlie: bairiſchen Volkes zu präciiiven, das 32 Mitglieder des Centrums in den 
gende Specialgeſetz. In den bairiſchen Kammern iſt das Wort „Civilehe“ Reichstag geſchickt hat. Er habe mit dem Abgeordneten Mayer ein Amende⸗ 
nicht üder meine Lippen gekommen. Mir ſtand jederzeit die große Frage der ment zu $ 45 geſtellt, der ſonſt eine Verletzung der bairiſchen Verfaſſungs⸗ 
deutſchen Reichseinheit viel höher als eine untergeordnete Specialfrage. Meine urkunde enthalten würde. Wenn man die weltlichen Behörden über Che⸗ 
Aeußerung in der bairiſchen Abgeordnetenkammer war folgende: „Obgleich c Recht ſprechen ließe, verſetze man fie in die Lage, über kanoniſches 
vom Präſidenten des Reichskanzleramtes im Reichstage die bereits ange: echt zu urtheilen, denn das bairiſche Eherecht enthält kanoniſches Recht. 
führten Erklärungen abgegeben wurden, vor Specialgeſetzen ſind wir doch Die Beſtimmungen über die Ausführung des Geſetzes könnten nicht im Ver⸗ 
nicht ſicher. M. H., das Alles als Unmöglichkeit zu bezeichnen iſt wohl Nie- ordnungswege erlaſſen werden, weil es einen Eingriff in die perſönliche Frei⸗ 
mand in der Lage. Aber, m. H., die ſofortige Bildung der Commiſſion, die heit enthielte und den conſtitutionellen Principien ganz und gar widerſtreite. 
ſofortige Beihäftigung derſelben mit Ausarbeitung eines deutſchen bürger⸗ An beſtimmten Normen, nach welchen der weltliche Richter bei der Trennung der 
lichen Geſetzbuches trägt das wirkſamſte Correctiv in ſich ſelbſt. In dem Che zu entſcheiden habe, fehle es ganz. Es würden daher nicht nur auf dem 
Momente, wo die Commiſſion die vorliegende große Aufgabe in An⸗ Gebiete des materiellen Rechts viele Widerſprüche entſtehen, ſondern auch 
griff genommen und das ganze bürgerliche Recht im organiſchen Zu⸗ neue Proceßnormen aufgeſtellt werden müſſen. Aus allen dieſen Gründen 
ſammenhange zum Gegenſtand ihrer legislativen Thätigkeit gemacht empfehle ſich die Annahme ſeines Amendements. i 
haben wird, wird es doppelt bedenklich ſein, einzelne kleine Materien Abg. Schmid (Würtemberg): Mein Antrag bezweckt nicht etwa, der 
durch Specialgeſetze einer; geſonderten Regelung Mi unterwerfen und Durchführung des Civilehegeſetzes eine Schranke zu ſetzen, ſondern ich 
einer zuſammenhängenden Behandlung im Civilgeſetzbuche zu entziehen. | glaube, daß es ein kategoriſcher Imperativ der gegenwärtigen Lage iſt, die 
— Die Specialgeſetzgebung würde ſich ſicher auf unabweisbar dringliche Ge⸗ Ausführung der Beſtimmungen des Geſetzes den einzelnen Landes⸗Regie⸗ 
genſtände beſchränken, und da möchte ich mir zu bemerken erlauben, daß Ge⸗ rungen zu überlaſſen. Es empfiehlt ſich in keiner Weiſe, den einzelnen Bun⸗ 
ſetze, die fo dringlich find, daß fie vor der Codifikation des bürgerlichen Rechts] desſtaaten ein obligo aufzuerlegen über den Modus, wie ſie das Neihägeieh 
beim Reiche nicht abgewehrt werden können, unter veränderten Verhältnifien | ausführen follen, man kann ihnen nicht vorſchreiben, es lediglich im Wege 
auch von der baieriſchen Legislative nicht abgelehnt werden könnten.“ Das der Verordnung zu thun. Hierzu iſt auch ein Bedürfniß gar nicht vorhan⸗ 
war meine Erklärung und auf dieſem Standpunkte ſtehe ich heute noch. Ich den. In Baiern und Würtemberg wird die Ausführung des Geſetzes ih 
betrachte die Codifikation als das zunächſt zu erſtrebende Ziel der Zuſtändig⸗ 55 nicht anders als auf dem Wege der Geſetzgebung ermöglichen laſſen. 

enn Sie daher den § 45 in der von den Antragſtellern vorgeſchlagenen 
Faſſung annehmen, fo geben Sie den Gegnern des nationalen Standpunktes 


ee N! und 1 u heute 117 wie 15 u Name a 

geſetzen. Aber es iſt geradezu unmöglich und hieße Unmögliches fordern 0 b Q 

a ; 5 . b und des Reiches einen mächtigen Hebel in die Hand. Ich bitte Sie deshalb, 
die Worte, „im Wege der Verordnung“ zu ſtreichen. 


wenn man verlangen wollte, daß bis zum Zuſtandekommen eines allgemeinen 
Perſönlich bemerkt Abg. Windthorſt gegen den Minifter Dr. Fäuſtle: 


Regierung gerade in der vorliegenden rage zeigt mir klar und deutlich, daß 


vielfach gefragt, ob nicht Spetialgeſetze Aberhaußt ausgeſchloßſ en ſein ſollen. 
Ich habe damals — das wird mir Niemand lengnen nnen — auf das 


werden könne, und daß es Unmögliches verlangen hieße, wenn die Special⸗ 


daß es ſehr ſchwierig und mit vielen Unzuträglichkeiten verflochten iſt, ein 
Eherecht vom Reiche geregelt iſt, auf die einfachſten Verwaltungseim richtungen 


artigſten Eherechte in Deutſchland aufzupfropfen. Die heutige Verhandlung 
hat uns ein klares Bild von dieſen Schwierigkeiten ee Nach 1 
Meinung eignet ſich der vorliegende Gegenſtand zur Zeit ſchwer für ein Reichs⸗ 


ſpecialgeſetz, in dem ich dafür halte, daß es vor einer einheitlichen Rigelung 


den Staaten dazu die Hand bieten, auf Grundlage ihrer Verwaltun gsein⸗ 


berfallungsmäßige Zuſtändigkeit des Reiches anzurufen. 


ſeine Widerlegung nicht gegen den Punkt gerichtet hat, um den es ſich han⸗ 
delt. — Der Herr Miniſter ſcheint noch einmal repliciren zu wollen, aber 
Präſident Delbrück und Miniſter v. Kameke halten ihn davon zurück. Der 
Wunſch, die Verhandlungen abzukürzen, herrſcht am Tiſche des Bundesrathes 
nicht minder wie bei der Mehrheit des Hauſes. 2 
Abg. Dr. Völk bittet, § 44 in der von Schulte und § 45 in der von 
den Antragſtellern vorgeſchlagenen Faſſung anzunehmen. Die Antragiteller 
hätten keinesweges die Abſicht gehabt, an dem Vorhandenſein der nach dem 
eltenden Rechte beſtehenden Chehinderniſſe irgenwie zu rütteln. Das Er⸗ 
Forbermib der geiſtlichen Weihe für die geiſtliche Ehe werde durchaus nicht 
beſeitigt. Wenn man aber behaupte, die ordentlichen Gerichte könnten über 
die Cibilehe nicht urtheilen, weil die Ehe ein Sacrament ſei, jo müſſe er 
wiederholen, daß das Geſetz mit der facramentalen Eigenſchaft der Ehe gar 
nichts zu thun habe. Und wenn geſagt würde, es müſſe der prieſterliche 
Segen hinzukommen, um die Ehe zu einem ſittlichen Inſtitute zu machen, ſo 
erwidere er, daß nach katholiſchem Kirchenrechte der kirchliche Segen ganz 


ein Prieſter bei der Eheſchließung nicht ſegnen wollte, ſondern fluchen, jo 
würde die Ehe dennoch perfect werden. Was den Vorſchlag des Abg. 
Schmid betreffe, im § 45 die Worte „im Wege der Verordnung“ zu ſtreichen, 
ſo müſſe er hemerken, daß in dieſen Worten ein Imperativ nicht liege, es 
ſei mit denjelben nicht geſagt, daß die Landesregierungen die Beſtimmungen 
über Ausführung des Geſezes im Wege der Verordnung erlaſſen mäß ten, 
daß fie die Materie nicht auch im Wege der Geſetzgebung ordnen Tönnten. 
Die Annahme endlich des Krätzer'ſchen Antrags wurde gleichbedeutend ſein 
mit der Ablehnung des Geſetzentwurfs. 2 > 


ſtellern geänderten Faſſung angenommen. 

Die SS 46 und 47 werden ohne Debatte ebenfalls angenommen. Sie 
handeln von den e der Standesbeamten in Bezug auf Militär⸗ 
perſonen nach eingetretener Mobilmachung und für die Mitglieder der Häuſer 
der regierenden Fürſten. 


wolle, Profeſſor des Kirchenrechts ſein müſſe. Es iſt das eine mit Oſtentation 
ſich breit machende Unfehlbarkeit einer Kathederweisheit; ich achte die Ge⸗ 


den Profeſſor hören zu müſſen, it mir doch zu arg. Was nun den § 48 
betrifft, ſo lautet derſelbe: „Den mit der Führung der Kirchenbücher und 


Nach dem Geſetze ſehen wir Geiſtlichen uns von der Führung der Register 
gänzlich entfernt und nun ſollen wir doch Atteſte über Taufen, Heirathen 
und Todesfälle auszuſtellen nicht nur berechtigt, ſondern auch verpflichtet 


eſſer in Ordnung ſind, als Sie vielleicht glauben. 


Abg. v. Weſtermayer als Stadtpfarrer bei St. Peter in München hier ſitzt, 
ich eben fo wenig als Profeſſor des Kirchenrechts hier fibe. 

§ 48 wird hierauf mit großer Majorität angenommen. 5 

§ 49 lautet: „Die Vorſchriften der SS 2-17, 19—37, 42, 43 Abſ. 1 und 
3, 88 44, 45, 47, 48 dieſes Geſetzes finden in denjenigen Theilen des Bun⸗ 
desgebietes, in welchen eine allgemeine bürgerliche Standesregiſterführung 
und die bürgerliche Cheſchließung als allgemein und ausſchließlich rechts⸗ 
giltige Form der Eheeingehung durch die Landesgeſetze vorgeſchrieben iſt, 
keine Anwendung. Auch werden diejenigen landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
welche beſtimmten Perſonen die Pflicht zu periodiſchen Anzeigen von Geburts⸗ 
und Todesfällen auferlegen, durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

Abg. v. Mallinckrodt: Die Civilehe iſt eine alte Forderung des Lib 
ralismus, und ich bin auch trotz meines principiellen Widerſpruchs ni 
ſonderlich böſe, daß ſie jetzt erfüllt iſt; es geht ihm damit wie dem Schme 


Geſetz mehr oder weniger in die Direction des preußiſchen Miniſters geſtellt 


Meinung der Antragſteller üb i t 
Paragraph dann das preußiſche Geſetz emendiren? Oder foll mit de 
giltig“ gejagt ſein, daß eine ſolche Ehe auch nach canoniſchem Rech 
ſoll? Ich meine, daß die Antragſteller verpflichtet ſind, derar 
über die Bedeutung ganz ſynonymer Ausdrücke zu beieitigen. 
bis 41 nun ſind wörtlich pom preußiſchen Geſetz abgeſchrieben, 1 
ſollen ſie die preußiſchen Beſtimmungen beſeitigen. Auf die § 
komme ich ſpäter. RE ae 
Wer nun in die Lage kommt, das Reichsgeſetz anzuwenden, ſchlägt 
kommt bis $ 49 und wird darin, ſofern er Preuße iſt, auf das preußi) 
Geſetz verwieſen. Er ſtudirt auch dieſes durch und findet darin ganz de 


\ 


bürgerlichen Geſetzbuches die ganze deutſche Rechtsentwickelung ſuspendirt 
N Heide: (Sehr gut!) Es giebt indeß in dieſen Dingen einen ſehr einfachen 


lehrſamkeit eines Profeſſors des kanoniſchen Rechts ſehr hoch, aber immer 


7 


3 
3 
i 


des Eherechts das Beſte wäre, wenn die Landesvertretungen in den beifreffen ? 


Zu F 48 ergreift das Wort der Abg. Dr. Weſtermayer: Es iſt neulich f 
eine Aeußerung hier en als ob jeder, der in dieſer Frage mitfprehen 
Kir 


l 


8 r 
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% 
* 
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meine Auffaſſung über dieſen Punkt die richtige geweſen ift- Man hat mich 


Beſtimmteſte erklärt, daß für Ausnahmefülle die Zuläſſigkeit ı richt verneint ; 


geſetze principiell ausgeſchloſſen werden ſollten. — Anbelangen ıd aber die BE: 
vorliegende Frage, jo habe ich die Anſicht gehabt und habe ſie noch heute, 


A 


len, ihre Einführung bis zur a 


1% 


richtungen den Gegenſtand landesgeſetzlich zu regeln, um die Landesreg ſerun⸗ 65 
gen nicht der Nothwendigkeit Preis zu geben, wo das Bedürfniß beſteht, die 


Abg. Windthorſt will nur conſtatiren, daß der Miniſter Dr. v. Fäuſtle 0 . 


1 


unweſentlich und nur die Gegenwart des Geiſtlichen erforderlich ſei; wenn 


* 
Er 
f 

er 


Standesregiſter bisher betraut geweſenen Behörden und Beamten verbleibt 9 
die Berechtigung und Verpflichtung über die bis zur Wirkſamkeit dieſes Ger 
ſetzes eingetretenen Geburten, Heirathen und Sterbefälle Atteſte zu ertheilen“. 


fein? Ich glaube, man wird oft zu uns kommen und jagen: „Seit doch jo 2 
ut und gebt das Atteſt!“ Es wird ſich dann zeigen, daß unſere Bücher 


Abg. d. Schulle: Es berſteht ſich pon ſelbſt, daß, fo, wenig her He 


Geſetz wie das vorliegende, bevor nicht das Familienrecht und das materielle ex: 


der einzelnen Länder und auf die außerordentlich große Zahl der va richievdene . 


Hierauf wird § 44 nach v. Schulte und § 45 in der von den Antrag⸗ en 
Bis 
2 


mit gewöhnlichem Unterthanenverſtande zu einer 

olchen Legislation ſagen? So bunt durcheinander gemiſchte Beſtimmungen 
müſſen zur allerärgſten Verwirrung führen. (Sehr wahr! im Centrum.) 
Dieſe Gedanken müſſen offenbar auch von den Antragſtellern angeſtellt wor⸗ 


9 Was ſoll ein Ma ande 


den ſein, es müſſen alſo noch andere Motive für fie porhanden geweſen ſein. Da 


agte denn neulich Herr Völk, man brauche die Reichshilfe, um einer ver⸗ 
hen er in ſeiner Heimath abzuhelfen. eil es doch aber gar 
zu eigen wäre, wenn man Reichsgeſetze gebe, um lokalen Bedürfniſſen ab⸗ 
zuhelfen, fo hüllt man ſich in das Gewand eines für das ganze Reich gilti⸗ 

gen Geſetzes, thut als wenn das ein richtiges, echtes Reichsgeſetz wäre, und 
macht gleichzeitig eine Hinterthür weit auf, durch die das preußiſche Geſetz 
und einige andere bequem hinausſpazieren können. Wenn nun Minoritäten 
in einem einzelnen Lande alſo denken, und ſich an ihre Bundedgenoſſen im 
Reichstage wenden, um hier das durchzusetzen, was ſie zu Haufe nicht ver⸗ 
mögen, ſo iſt dies zwar nichts weniger als lohenswerth, aber es iſt begreiflich. 
Wenn aber eine Landesregierung venjelben Weg einſchlägt, dann wird das 
Bedenken weit größer. Wenn eine Regierung gegen ihre eigene Landes⸗ 
vertretung die Reichshilfe ſtillſchweigend anruft, dann ſind das gar bedenk⸗ 
liche Zustände, die beweiſen, daß eine ſolche Regierung den Boden in ihrem 
Lande nicht hat, auf dem eine wahrhaft conſtitutionelle Regierung allein 
lebensfähig iſt. (Lebhafter Beifall im Centrum.) 75 

Ich hatte geglaubt, nach den Anfangserklärungen des bairiſchen Herrn 
Staatsminiſters, daß der bairiſchen Regierung ein ſolcher Gedanke des Anz 
zufens der Reichshilfe, oder auch nur des Sichgefallenlaſſens derſelben völlig 
fern liegt und ich habe erwartet, daß er dagegen mit Entſchiedenheit prote⸗ 
fen würde, feine Aeußerungen haben mir aber das volle Recht zu den 
vorhin gethanen Aeußerungen gegeben, um ſo mehr, als die bairiſche Regie⸗ 
rung auch noch nicht den geringſten Verſuch gemacht hat, im Wege der Lan⸗ 
desgeſetzgebung das erſtrebte Ziel zu erreichen, weil ſie ſich von vornherein 
ſagte: du kommſt mit ſolchen Verſuchen nicht durch, denn du haſt die Mehr⸗ 
eit des Landes nicht hinter dir, du haſt nicht das Vertrauen des Landes. 
Beifall im Centrum.) Daß eine ſolche Regierung, ſtatt den Forderungen 
der Majorität zu weichen, ſich gegen das eigene Land an die Reichsregierung 
lehnt, das iſt nie und nimmer ein geſunder Zuſtand. Wenn dieſe Aeuße⸗ 
rungen einigen Eindruck auf die Verſammlung gemacht hätten, dann würden 
für die dritte Leſung ganz einſchneidende Aenderungen . e oder das 
Geſetz ganz abgelehnt werden müſſen. Ich ſtelle aber ſolche Anträge nicht, 

weil ich in der Minorität bin. (Beifall im Centrum.) i 
N Abg. Miquel: Der Grundgedanke des Geſetzes liegt darin, daß die SS 1 
und 18 für das ganze Reich gelten ſollen, alles Uebrige ſind nur Special⸗ 
beſtimmungen, die eben ſo gut durch bereits beſtehende Landesgeſetze geregelt 
werden. Uns war es nur darum zu thun, daß ein Land, das ſein Landes⸗ 
geſetz wieder aufheben will, nun dem Reichsgeſetze verfällt. Was nun den 
der bairiſchen Regierung vom Vorredner gemachten Vorwurf betrifft, ſo han⸗ 
delt es ſich hier gar nicht darum, daß eine Regierung beim Reiche Schutz 
ſucht, ſondern nur, daß ſie dem Reiche giebt, was des Reiches iſt. Der 
Geſeßentwurf iſt hervorgegangen aus der Initiative des Hauſes, die bairiſche 

Regierung hat noch gar keine Stellung zu demſelben genommen und es war 

alſo durchaus keine Veranlaſſung dazu da, weder Furcht noch Hoffnung 

dieſerhalb auszudrücken, RE e die bairiſche Regierung deshalböffent⸗ 
lich anzugreifen. Dagegen muß ich aber entſchieden proteſtiren, daß eine Regie⸗ 
rung dann inconſtitutionell handle, wenn fie bei reichsgeſetzlicher Regelung 
aufgeworfener Fragen nicht den ausſchließlichen Wünſchen ihres Landes Rech: 
nung trägt, ſondern ſich vom Intereſſe des geſammten Reiches leiten läßt. 
Abg. Hinſchins: Auf die Zahl der für das ganze Reich geltenden Pa⸗ 
ragraphen kommt es gar nicht an, ſondern nur auf die Bedeutung derſelben. 

Wenn wir in $ 18 den Ausdruck „rechtsgiltig“ wählten, jo geſchah dies, weil 

dieſer Ausdruck beſſer als der preußiſche „bürgerlich giltig“ ausdrückt, daß 

mit der eivilen Abſchließung eine wirkliche und vollgiltige Ehe zu Stande 
komme. Die §§ 38—41 ſtimmen allerdings ganz mit dem Fe ce Ge⸗ 
ſetz überein, doch find fie dort erſt der deutſchen Seemannsordnung entnom⸗ 
men. Aus dieſem Grunde 90 05 wir dieſe Beſtimmungen auf das ganze 
Reich und auch auf die deutſche Handelsmarine ausgedehnt. 
8 49 wird darauf angenommen. hie , | 
er 8 50 lautet: Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Januar 
1875 in Kraft. Die Landes⸗Regierungen ſind befugt, das Geſetz ſchon vor 
dieſem Tage im Wege der Verordnung einzuführen. Auf dieſelbe Ba 
können die Landes⸗Regierungen die im § 49 gedachten Landesgeſetze ſowohl 
vor als auch nach dem 1. Januar 1875 aufheben, wenn ſie gleichzeitig ſtatt 
derſelben die Vorſchriften dieſes Geſetzes einführen. 0 2 

90 7 zieht die beiden letzten Alineas im Einverſtändniß mit 
Dr. Völk zurück. 

j Abg. Kan Mallinckrodt: Es war ſehr ſachgemäß vom Antragſteller 

Alinea 2 und 3 zurückzuziehen. Allein was iſt denn die Folge? Dann iſt 
die ganze Bedeutung dieſes e für den größten Theil von Deutſchland 
nur die, daß nach § 18 ſtatt „bürgerlich giltig“ geſetzt wird „rechtsgiltig“, 
zwei Ausdrücke, die nach der Erklärung der Antragſteller obendrein ſyno⸗ 

nym find. 8 

5 § 50 wird darauf angenommen. 

$ 51 lautet: „Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften treten 

außer Kraft. Ein Gleiches gilt von den Beſtimmungen, welche die Schließung 

einer Che wegen Verſchiedenheit des Religionsbekenntniſſes verbieten.“ 

Abg. Moufang: Ich bitte um Streichung dieſes Paragraphen, denn 
damit wird das, was tauſend Jahre lang chriſtliches Prinzip war, über den 
Haufen geworfen vom deutſchen Voll, das Jahrhunderte hindurch an der 
Spitze der chriſtlichen Cultur ſchritt. So etwas mag der Einzelne thun, die 
Goſetzgebung darf es aber nicht ſanctioniren. RN fi 

Abg. Hinſchius: Schon der Apoſtel Paulus hat die Ehe zwiſchen 

Chriſten und Ungläubigen zugelaſſen und erſt auf dem Wege einzelner Par⸗ 

Hcularſynoden würde im 12ten Jahrhundert davon abgegangen, bis Bene: 

dict XIV. in einer Conſtitution dom Jahre 1749 es ganz und gar beſeitigte. 

Trotzdem find zahlreiche Abweichungen von dieler Conſtilution vorgekommen 

And iſt ſogar noch im Jahre 1860 päpſtlicher Dispens zu einer Ehe zwiſchen 
einem Chriſten und einer Jüdin ertheilt worden. Auch die evangeliſche 

Kirche hat zwar dieſes Ehehinderniß angenommen, Luther ſelbſt aber ver: 

wirft es ausdrücklich, indem er dabei auf die Ehe des Heiden Patrizius mit 
der Monika, der Mutter des heiligen Au uſtinus, hinweiſt. 
8 8 51 wird darauf angenommen, ehenſo Titel und Ueberſchrift des Geſetzes. 
3 Damit iſt die zweite Leſung deſſelben beendet. 
. Das Haus tritt nunmehr in die zweite Berathung des Geſetzentwurfes, 
betreffend einige Abänderungen und Ergänzungen des Geſetzes vom 
NG 27. Juni 1871 über die Penſionirung und Verſorgung der Militär: 
a perſonen. f ? 

N Nach den Erfahrungen bei Anwendung des Militärpenſionsgeſetzes hat 
ſich berausgeſtellt, daß manche Vorſchriften der hinlänglichen Deutlichkeit und 
Vollſtändigkeit entbehren, manche aber ungünſtiger ſind, als frühere geſetzliche 

Beſtimmungen. Die von der Regierung vorgeſchlagenen Abänderungen ſind 

kurz folgende: Es ſollen nicht nur die ganzeinvaliden, ſondern auch die halb⸗ 

invaliden Offiziere mit der Penſion bedacht werden, auch wenn die letzteren 

im Dienſte, beſonders alſo im Garniſondienſte noch verwendet werden. 
Außerdem find die Begriffe „Beamtendienſt“ und „Civildienſt“ genauer defi⸗ 

wirt worden, weil ſich danach die Bemeſſung eines etwaigen Abzuges bon 
der Penſion richtet. Alle Penſionäre, die eine Beſchäftigung im Reichs- 

"Staats: und Communaldienſt oder bei Inſtituten, die ganz oder zum Theil 

aus Reichs⸗, Staats⸗ oder Gemeindemitteln unterhalten werden, find als im 

Civildienſt ſtehend zu betrachten. Der früher beſtehende Präcluſivtermin von 
5 Jahren nach dem Abſchluß des Friedens, innerhalb deſſen die Penſio⸗ 
nirung eintreten muß, um dem Penſionär die Verſtümmelungszulage zu ver⸗ 
10 iſt aufgehoben. Die Penſtonsſätze werden für den Feldwebel auf 
350 Thlr., für den Sergeanten oder Unteroffizier auf 250 Thlr., für den 
Gemeinen auf 130 Thlr. erhöht. Die zu Gunſten der Wittwen und Kinder 

getroffenen Beſtimmungen werden auf die Hinterbliebenen überhaupt ausge⸗ 
dehnt. — Der Cipilverſorgungsſchein kann N 12jähriger Dienſtzeit bei 
fortgeſetzter guter Führung ertheilt werden; bei Verzicht auf denſelben tritt 
ö Br an Penſionszulage von 3 Thalern monatlich (An: 
ſtellungsentſchädigung) ein. 2 
5 . 8 1 (die einleitende Beſtimmung enthaltend) wird ohne Discuſſion an⸗ 
genommen. \ : f 
Zu Hie der von der Commiſſion neu eingeſchaltet iſt und laute: 
„Die im § 14 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 genannten Offiziere 
und Militärärzte erlangen Anſprüche auf die Hälfte der im § 12 dal. be⸗ 
stimmten Penſionserhöhung auch ſchon dann, wenn durch eine im Kriege 
erlittene Verwundung oder Beſchädigung zwar eine bleibende Störung 
ihrer Geſundheit herbeigeführt, durch dieſe aber nur ihre Felddienſt⸗ 
fähigkeit, nicht auch ihre Garniſondienſtfähigkeit ($ 3 dal.) aufgehoben 


2 5 


worden iſt.“ 60 5 : 
bemerkt Abg. v. Benda: Dies ift der erſte Paragraph, in welchem Sie 
Verpflichtungen auf den Invalidenfonds übernehmen. Der Geſammtbetrag 
dieſer Verpflichtungen würde ſich nach den Motiven auf 879,500 Thaler be⸗ 
laufen. Sie erſehen aber aus den Motiven nicht, ob und inwieweit der 
Invalidenfonds im Stande iſt, dieſe Verpflichtungen zu tragen. Ich bin in 
der Lage, hierüber Mittheilung zu machen. Wir werden in wenig Tagen 

den Bericht der Reichsſchuldencommiſſion empfangen, worin Auskunft ertheilt 


2 


ii, 


en 
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w er den Rechnu abi den, Juvaldenfonds m Jahre 1873. 


Daraus iſt zu erſehen, daß die Anwendung für Penſionen in erheblich ge⸗ 


ringerem Maße geſchehen it als urſprünglich vorgeſehen wurde, und ferner, 


le 
a die Anlage des Invalidenfonds zu einem erheblich höheren Zinsfuße er⸗ 
0 


gt iſt, als urſprünglich angenommen war. Unter dem Zuſammenwirken 
dieſer beiden Umſtände iſt es für 1873 herbeigeführt, daß wir ſtatt 4,800,000 
Thaler Capitalzuſchuß nur einen Capitalzuſchuß von 110,000 Thlr. gebrauchen, 
daß wir alſo 4,690,000 Thlr. an Capitalzuſchuß ſparen. In ähnlicher Weiſe 
wird für den Etat pro 1874 eine Erſparniß von 5% Millionen eintreten. 
Es folgt hieraus, daß die Uebernahme einer Jahresrente von ca. 1 Million 
Thaler jährlich durch dieſes Geſetz auf den Invalidenfonds ohne jedes Be⸗ 
denken geſchehen kann. eur, 5 0 

Zu § 5 (Penſionszahlung an die Hinterbliebenen penſtonirter Offiziere) 

bemerkt auf eine Anfrage des Abgeordneten Dr. Buhl der Regierungscommiſſar 
Geh. R. Starke: Ich kann hier die bereits in der Commiſſion abgegebene 
Erklärung wiederholen, daß der zur Allerhöchſten Dispoſition geſtellte Gna⸗ 
denbewilligungsfond auch dazu verwendet werden wird, die Härten, die ſich 
bei ſtrikter Anwendung des Militär⸗Penſions⸗Geſetzes in Bezug auf die hier 
gedachte Categorie herausſtellen, zu mildern und auszugleichen. Aus dieſer 
Erklärung nimmt Abg. Windthorſt Anlaß, die Anwendung des Gnaden⸗ 
bewilligungsfonds auch für die in Folge von Verwundungen mit der Epilepſie 
Behafteten zu empfehlen, da für dieſe nur eine verhältnißmäßig geringe 
Penſion ausgeſetzt ſei. f a 
$ 11 lautet: Ganz⸗Invaliden, deren Invalidität nur durch eine in dem 
Kriege von 1870/71 erlittene Dienſtbeſchädigung Wehen d worden iſt und 
welche Anſpruch auf den Civilverſorgungsſchein haben, wird nach ihrer Wahl 
an Stelle des Civilverſorgungsſcheins eine Penſionszulage von 2 Thalern 
monatlich gewährt. (Anſtellungsentſchädigung.) Das Recht zur Wahl er⸗ 
liſcht für die bereits anerkannten Berechtigten innerhalb 6 Monaten nach Ein⸗ 
tritt der verbindlichen Kraft dieſes Geſetzes, für die etwa noch ſpäter anzuer⸗ 
kennenden Berechtigten innerhalb 6 Monaten nach der erfolgten Anerkennung 
der Invalidität, beziehungsw. durch Annahme des Civilverſorgungsſcheines 
vor Ablauf dieſer Friſt. en 
Hierzu beantragt Abg. Dr. Buhl: Die Worte: „eine in dem Kriege von 
1870/71” zu ſtreichen. 
Ferner beantragen die Abgg. Haſſelmann, Haſenclever und Reimer: Dem 
§ 11 der Commiſſionsvorlage folgende Faſſung zu geben: § 11. Unteroffi⸗ 
ziere und Soldaten, deren Invalidität durch eine, während oder nachweislich 
in Folge des Krieges erlittene Dienſtbeſchädigung herbeigeführt iſt, erhalten 
neben der geſetzlichen Penſion eine monatliche Penſionszulage von 20 Tha⸗ 
lern bei Ganzinvalidität mit gänzlich oder größtentheils ſtattfindender Er⸗ 
werbsunfähigkeit, von 10 Thalern bei Ganzinvalidität mit OLE. Er⸗ 
werbsunfähigkeit, oder Halbinvalidität. Unteroffiziere und Soldaten, welche 
berechtigt find, die Verſtümmelungszulage zu empfangen ($ 72 des Geſetzes 
vom 27. Juni 1871), erhalten dieſelbe im Betrage von 12 Thalern monat⸗ 
lich. Die Zulagen dürfen den Betrag von 24 Thalern monatlich nur in 
dem Falle überteigen, wenn die Invalidität durch Verwundung oder äußere 
Dienſtbeſchädigung herbeigeführt it. Die Halbinvaliden erhalten gleich den 
Ganzinvaliden den Civilverſorgungsſchein neben der Penſion. 

Abg. 10 ſelmann: Der Cipilverſorgungsſchein iſt gewiſſermaſſen eine 
Abſchlagszahlung als Erſatz für die mangelhafte Penſion. Dieſer Erſatz ſoll 
durch dieſes Geſetz den Invaliden abgekauft werden. Aber welche Summe 
bietet man ihnen dafür? Den Betrag von 2 Thlr. monatlich, d. h. alſo zwei 
Silbergroſchen täglich. Das iſt geradezu eine Verſchlechterung der jetzigen 
Lage der Invaliden. Der Nothſtand der Graden iſt ſchon jetzt ein ſchrei⸗ 
ender, wie der Fall des Trompeters von Grapelotte, für den man in ganz 
Deutſchland betteln gehen mußte, eclatant beweiſt. Mit den Sätzen, welche 


und die vollſtängig erwerbsunfähigen Unteroffiziere und gemeine Soldaten 
auswirft, kann ein ſolcher Invalide, kann der Arbeiter im bunten Rock, der 
ſich hat müſſen auf Commando zum Krüppel ſchießen laſſen, nicht exiſtiren. 
Er wird in ſolcher Weiſe geradezu aufs Betteln, auf den Leierkaſten hinver⸗ 
wieſen, und das iſt eine Schmach für Deutſchland. Man hat uns Deutſche 


viel verſpottet im Auslande. Sorgen Sie durch Annahme meines Amen⸗ 


dements wenigſtens dafür, daß Deutſchland in Bezug auf ſein Invaliden⸗ 
weſen anſtändig daſtehe vor dem Auslande. Die Annahme meines Amen⸗ 
dements würde an Mehrkoſten etwa den Betrag von 8 Millionen Thaler 
jährlich erfordern, aber wenn es auch 10 Millionen, wenn es auch 15 Milli⸗ 
onen wären; es wird kein Arbeiter in Deutſchland exiſtiren, der nicht eine 
ſolche Mehrbewilligung gutheißt, durch welche die Invaliden vor dem Bettel⸗ 
ſtande geſchützt werden. Nachdem die bisherigen Volksvertreter einen ſolchen 


Zuſtand geſchaffen, wollen wir mit unſerem Antrage zeigen, daß wir bereit, 


ſind, für jeden einzutreten, der zu der enterbten Claſſe gehört, mag er im 
bunten Röck oder in der Arbeiterblouſe ſtecken. Und wenn Sie hier uns 
nicht hören wollen, das Land wird uns hören. 5 

Ve Richter: Dem Herrn Abg. Haſſelmann habe ich von dieſer Seite 
nur folgende wenige Worte zu erwidern: die deutſchen Volksvertretungen 
aben in ibrer Fürſorge für die Invaliden nicht erſt gewartet bis Social⸗ 

emokraten unter ihnen erſchienen ſind, ſondern ſie haben überall und in 

Preußen ſeit 1848 in dieſer Fürſorge gewetteifert, noch lange bevor die So⸗ 
cial⸗Demokratie überhaupt erfunden war. Welche Parteien aber auch in 
deutſchen Volksvertretungen geſeſſen haben, auf welcher Seite auch die Ma⸗ 
joritäten waren, alle Parteien haben es für eine Regel des politiſchen An⸗ 
fte gehalten, die Frage der Invaliden⸗Verſorgung nicht in den Partei⸗ 
treit a Den, ie ſind der Anſicht geweſen, daß alle Parteien unter 
ſich und alle Part ien mit der Regierung hier nur ein und daſſelbe Intereſſe 
zu verfolgen haben. Erſt der Partei des Herrn Haſſelmann iſt es vorbehalten 
eweſen, den Invaliden zur Staffage von Volks⸗Veeſammlungen zu machen. 
Meine Herren, wenn Herr Haſſelmann erſt längere Zeit hier geweſen ſein 
wird, wird er begreifen, vielleicht auch nicht begreifen, daß Deklamiren viel 
leichter iſt, als geſezgeberiſch arbeiten. Wenn irgendwo, gilt das im Punkte 
der Inv aliden⸗Verſorgung. Gerade hier kommt es darauf an, erſt die that⸗ 
ſächlich ügeraus verſchiedenen Verhältniſſe kennen zu lernen und dann für 
die verſchiedenen thatſächlichen Verhältniſſe im Geſetz eine Durchſchnittsregel 
zu geben. Das iſt überaus ſchwierig, weil die Fälle individuell jo durchaus verſchie⸗ 
den ſind. Das Geſetz von 1871 iſt das Ergebniß einer mühſeligen und ſorgſamen 
Arbeit geweſen, es hat ſich aber alsbald herausgeſtellt, daß es nicht ausreicht. 
Dieſes neue Geſetz will Lücken ergänzen, wir ſind aber der Ueberzeugung, 
daß wir auch hiermit noch nicht am Ende der Arbeit und der Erfahrung 
angekommen ſind. ; | 

Wie die Petitionscommiſſion ſich fortgeſetzt angelegen fein läßt, die Lücken 
des Geſetzes zu entdecken und zur Ergänzung der Lücken anzuregen, fo mer: 
den wir uns überhaupt angelegen ſein laſſen, überall dasjenige für die In⸗ 
validen zu thun, was wir ihnen ſchuldig ſind, ohne daß wir darum große 
und ſtolze Worte machen, wie Herr Haſſelmann es zu thun verſucht hat. 

Herr Haſſelmann hat in feiner thatſächlichen Schilderung Alles durch⸗ 
einander geworfen, alle Invaliden find für ihn Krüppel, und was militärisch 
invalide it, erſcheint ihm auch als bürgerlich erwerbsunfähig. Es kann aber 
Jemand militäriſch invalide fein und darum doch bürgerlich fo erwerbsfähig, 
wie jeder andere, der gar nicht im Kriege geweſen iſt. Den bürgerlich Er⸗ 
werbsfähigen gegenüber hat der Staat meines Erachtens allerdings nur die 
beſchränkte Pflicht, ihnen zu ihrem Fortkommen behilflich zu ſein. Wollte 
man den Leuten, die vollſtändig arbeitsunfähig ſind, ſo viel geben, daß ſie 
nicht mehr zu arbeiten brauchen, dann würde man nicht einmal im Intereſſe 
dieſer Leute ſelbſt handeln. (Sehr richtig.) Ich muß mich nun gegen das 
Amendement Buhl wenden, das ſich nicht auf die Kriegsinvaliden bezieht, 
ſondern auf die Juvaliden des Friedens. Wenn dieſen das Wahlrecht ge⸗ 
geben wird, eine Rente von 24 Thlen. zu nehmen, fo ſcheint mir dies zu 


hin Bewilligungen aufzudrängen, namentlich, wenn man nicht im Stande iſt, 
die Tragweite dieſer Bewilligung zu überſehen. Jährlich erwerben mindeſtens 
6000 Unteroffiziere den Civilperſorgungsſchein, wenn wir nur dieſen, ganz 
abgeſehen von den Invaliden des letzten Krieges, die Wahl ſtellten, die Rente 
zu nehmen, ſo mag es ſein, daß die Ausgabe ſich auf wenige 100,000 be⸗ 
ſchränkt, ſie kann ſich aber auch unter anderen Umſtänden auf 1 Million 
beziffern und noch mehr erreichen. a 

Es kommt aber auch in Betracht, daß die Ausgabe, wie ſchon der Herr 
Berichterſtatter Eingangs hervorgehoben hat, nicht auf den Invalidenfonds 
fällt, ſondern auf den gewöhnlichen Militäretat. Man will den Andrang zu 
den Civilverſorgungsſtellen vermindern; damit vermindert man aber die Laſt 
der Communen nicht, denn dieſe müſſen nach wie vor eine beſtimmte Anzahl 
Stellen offen halten: man beſchränkt alſo die Commune nur in der Auswahl. 
Ich ſchrecke überhaupt davor zurück, daß der Staat einer ganzen Reihe jun⸗ 
ger arbeitsfähiger Leute eine Rente gewährt, und ſomit Staatspenſionäre 
ſchafft, die wir bisher nicht hatten. Für die Zeiten des Krieges will ich mich 
allenfalls damit einverſtanden erklären, aber nicht, wie der Abgeordnete Buhl 
will, für die Friedenszeiten. Wenn wir dieſe Rente erſt einmal feſtgeſetzt 
haben, wird man bald erhöhen wollen. Ich halte die Löſung der Unter⸗ 
offtcierfrage für wichtiger als die Frage der Präſenzſtärke, aber wenn man 
ſich entſchließt große Summen dafür zu verwenden, ſoll man ſie lieber direkt 
zur Erhöhung der Löhnung der Unteroffiziere verwenden. 

Nachdem Abg. Dr. Buhl ſein Amendement empfohlen, bemerkt: 

Commiſſaris Geh⸗Rath Starke: Die Bedenken, die ich gegen das 


Kreisgerichts⸗Secretär Wawrzin 68 
Ruheſtand den Charakter als Kanz 
v. Albert zu Greiz, der von der Stadtperordneten⸗Verſammlung zu Weſel 


der von der Stadtperordneten⸗Verſammlung zu Grünberg 
gemäß, als beſoldeten Beigeordneten der Stadt Grünberg für die geſetzliche 
zwölfjährige Amtsdauer beſtätigt. 


weit N gehen. Es iſt überhaupt mißlich, der Regierung nach dieſer Richtung 


Amendement des 
würden ſich allerdin ch 36,000 
indeſſen würden dieſe ich dem 
hinzutreten. 


find finanziell 0 
Thaler mehr ergeben, 
Etat als neue Ausgabe 


Abg. Lucius (Erfurt) empfiehlt trotz dieſer finanziellen Bedenken die 
Annahme des Amendements des Abg. Buhl. Gegenüber den Vorwürfen 
7 Abg. Haſſelmann hebt er hervor, daß keine Landesvertretung fo für ihre 


nbaliven geſorgt habe wie gerade die deutſche. 


mendements nach den Beſchlüſſen der Commiſſion ange⸗ 
nommen. n 1 
8 15 beſtimmt die oben angeführte Penſionserhöhung, Abg. Haſſelmann 


will die Penſionen generell auf 360 Thlr. erhöhen. Nachdem ſich jedoch der 
Abg. Lucius (Erfürt) und der Referent Abg. Wagner für den 1900 der 


Commiſſion ausgeſprochen, wird derſelbe angenommen. 


er § 16 beſtimmt, daß unter Civildienſt auch der Dienſt bei den unter 


Staatsverwaltung befindlichen Privateiſenbahnen zu verſtehen ſei, wenn das 


Geſammteinkommen und die Penſionsberechtigung der betreffenden Beamten 


der bei den Staatsbahnen Angeſtellten gleichſteht. | 1 
Abg. Berger will beſonders mit Rückſicht auf die eigenthümlichen Ver⸗ 
hältniſſe in Preußen, wonach das Handelsminiſterium zu gleicher Na Eiſen⸗ 
bahnbeſitzer, Verwalter von Privat⸗Eiſenbahnen und die oberſte 

hörde in Eiſenbahn⸗Angelegenheiten ſei, den ganzen Paragraph ſtreichen, da 
das Handelsminiſterium vielfach Richter in eigener Sache ſein würde. | 


ufſichtsbe⸗ 


Commiſſarius Geh. Rath Heymann ſpricht ſich entſchieden gegen die 


Streichung aus und wird der § 16 nach einigen Bemerkungen des Referenten 
in der Faſſung der Commiſſion abgelehnt. 


Die übrigen SS 17—26 werden ohne Debatte angenommen und iſt damit 


die zweite Leſung dieſes Geſetzes erledigt. 


achdem der Präſident die Tagesordnung für die morgen 10 Uhr ſtatt⸗ 


findende Sitzung folgendermaßen ſeſtgeſtellt: Aufhebung des Strafverfahrens 5 
gegen den Abg. Haſenclever, dritte Berathung des Militärpenſiousgeſetzes, 


der Civilehe, zweite Leſung des Reichspapiergeldgeſetzes, kam der Antrag des 
Abg. Windthorſt, vom 28. März bis 13. April die Sitzungen des Reichs⸗ 


tages zu vertagen, zur Berathung. Der Präſident von Forckenbeck iſt, falls 
die beiden vorgeſchlagenen dritten Berathungen zu Ende geführt würden, 
mit der Vertagung einverſtanden, will jedoch die erſte Sitzung nach Oſtern 


ſchon am Donnerstag den 9. April ſtattfinden laſſen. 


Die Abgg. Miquel, Lasker, Hohenlohe⸗ Langenburg, Papſt u. A. 


ſprechen für dieſen Vorſchlag des Präſidenten. Der Abg. Berger weiſt auf 
die in der „Norddeutſchen Allgemeinen“ enthaltene Nachricht hin, daß der 


Geſundheitszuſtand des Reichskanzlers ſo bedenklich ſei, daß eine Wiederher⸗ 
ſtellung vor dem Monat Juni nicht zu hoffen ſei. Die Berathung des Mi⸗ 


litärgeſetzes, welches ja nach Oſtern die Hauptaufgabe des Reichstages bilden 
ſoll, kann aber nicht in Abweſenheit des höchſten verantwortlichen Beamten 


be de deshalb empfiehlt Redner die Vertagung bis zum 13. April. — 


ei der Abſtimmung wird beſchloſſen, daß die erſte Sitzung nach Oſtern am 


9. April ſtattfinden ſolle. 


Schluß 5 Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 10 Uhr. 


Berlin, 27. März. [Amtliches.] Se. Majeſtät der Kaiſer und König 


haben im Namen des deutſchen Reiches den Schiffsrheder John M. Hen⸗ 
derſon in Amble zum Vice⸗Conſul des deutſchen Reiches ernannt. 


Se. Maj. der König hat den Ober⸗Tribunalsrath Scholtz zum Mitgliede 


des Staatsrathes und zum Mitgliede des Gerichtshofes zur Entſcheidung der m 
Competenz⸗Conflicte ernannt; dem Sanitatsrath Dr. Hüpeden und dem; 


( l : „ we chirurgiſchen Aſſeſſor Dr. Köllner, beide Mitglieder des Medieinal⸗Col⸗ 
die Beſtimmungen des Penfionsgeſetzes für die Halb: und Ganzinvaliden I g 


egiums der Provinz Hannover, den Charakter als Medieinalrath; ſowie dem 
ek in Ujeſt bei ſeiner Verſetzung in den 
eirath verliehen; den Ober⸗Bürgermeiſter 


etroffenen Wahl gemäß, als Bürgermeiſter der Stadt Weſel für die geſetz⸗ 
iche zwölfjährige Amtsdauer; und den Kreis⸗Secretär Schüler zu an 
etroffenen Wahl 


em Regiſtratur⸗Hülfsarbeiter im Miniſterium der geiſtlichen ꝛc. An⸗ 


gelegenheiten Carl Gotthelf Theodor Friedrich Nordhauſen iſt der⸗ Charakter 
als Geheimer Regiſtratur⸗Aſſiſtent verliehen worden. — Der bisherige Bau⸗ 
meiſter Maſſalsky zu Memel iſt als Königlicher Eiſenbahn⸗Baumeiſter bei 
der Oſtbahn angeſtellt worden. 


Dem Dr. W. Haarmann hierſelbſt iſt unter dem 25. März d. J. ein 


Patent auf das von ihm beſchriebene Verfahren, das Vanillin künſtlich her⸗ 
zuſtellen, auf drei Jahre ertheilt worden. 


Berlin, 27. Maͤrz. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König] 


nahmen heute militairiſche Meldungen, ſowie die regelmäßigen Vor⸗ 
träge entgegen und empfingen den dieſſeitigen Botſchafter in Wien. 


General⸗Lieutenant und General à la suite von Schweinitz. 
Bei den Kaiſerlichen Majeſtäten fand geſtern Abend zu Ehren der 


hier anweſenden Gäſte, ein Concert unter Mitwirkung der Mme. 
Artot, des Herrn Padilla und der italieniſchen Künſtler ſtatt. — Ihre 
Majeſtät die Kaiſerin⸗Königin beſuchte in dieſen Tagen das Auguſta⸗ 
Hoſpital, das Urſuliner⸗Erziehungsſtift und die Kaiſerin⸗Auguſta⸗Stiftung. 


Heute fand das Familiendiner im Königlichen Palais ſtatt. 

Beide Majeſtäten ertheilten dem Kaiſerlich türkiſchen Botſchafter 
die in feiner neuen Stellung nachgeſuchte Antritts⸗Audienz. i 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz! 
begleitete geſtern Vormittag 11% Uhr Ihre Königliche Hoheit die 
Großherzogin von Baden bei einem Beſuch des Künſtlerhauſes und 
des Kunſt⸗Gewerbe-Muſeums. Um 4% Uhr Nachmittags empfing 
Ihre Kaiſerliche und Königliche Hoheit die Kronprinzeſſin die Fürſtin 


Hohenlohe und Frau von Könneritz. Familien ⸗ Diner im engeren 


Kreiſe fand um 5 Uhr ſtat.. Um 6% Uhr empfing Se. Kaiſerliche 
Hoheit den deutſchen Botſchafter in Wien, Generallieutenant v. Schwei⸗ 
nitz. Abends 9% Uhr begaben Sich die Höchſten Herrſchaften zur 
Soirée bei Ihren Majeſtäten. (Reichs⸗Anz.) 

— Berlin, 27. März. [Die Civilehe. — Fürſt Bismarck. 


— Das Militgirgeſetz. — Die Seewarte. — v. Balan. — 


v. Krauſe.] Die Debatten des Reichstages über die Givilehe laſſen 


für Annahme des Antrages Seitens des Bundesraths nicht zu gün⸗ 
ſtige Erwartungen aufkommen. Bekanntlich haben in letzterem kürz⸗ 
lich Beſprechungen über den Antrag ſtattgefunden, über welche im 
Großen und Ganzen nur bekannt geworden iſt, daß diejenigen Staa⸗ 
ten, in welchen die Civilehe bereits beſteht, ſich ſelbſtverſtändlich für 


den Antrag ausſprachen, andere jene Richtung vertreten, welcher heute 
der Paieriſche Juſtizminiſter im Reichstage Ausdruck gab, nämlich bet 
Einführung der Civilehe lediglich das Bedürfniß der Einzelſtaaten in 
das Auge zu faſſen, eine andere Gruppe endlich lebhaft gegen 
die Civilehe eintrat, an deren Spitze Mecklenburg, Reuß älterer 
Linie und — Sachſen ſtanden. Es iſt nicht anzunehmen, daß 
der Bundesrath ſich an der ferneren Berathung des Antrages 
betheiligen wird, vielmehr wird der Bundesrath erſt die endgül⸗ 
tigen Beſchlüſſe des Reichstages zum Gegenſtande der Berathung 
machen. — Die Nachrichten der „Nordd. Allg. Ztg.“ über den Stand 
der Krankheit des Reichskanzlers haben in Abgeordnetenkreiſen nicht 
überraſcht, man war darauf vorbereitet. Dagegen wurde die Nach⸗ 
richt der Ausgangspunkt der verſchiedenartigſten Gerüchte. Man ſprach 
von Vertagung des Militärgeſetzes bis zum Herbſt, von der Berufung 
eines ſtellvertretenden Kanzlers u. dgl. m. Von unterrichteter Seite 
wurde namentlich das letztgedachte Gerücht als gänzlich hinfällig be⸗ 
zeichnet und hinzugefügt, daß nach wie vor die ausgeſprochene 
Abſicht beſtehe, die in der Berathung befindlichen Geſetzent⸗ 
würfe in der laufenden Seſſion zum Abſchluß zu bringen. 
— Heute Morgen fand eine kurze Berathung der Militär⸗Com⸗ 
miſſion ſtatt; man beſchloß den Abdruck einer Reihe von 
Fragen, welche ſich an die mehrfach erwähnte von der Regierung 
vorgelegte Berechnung anlehnten, und der darauf von der Re⸗ 
gierung erlaſſenen Antworten zur Information der Mitglieder 


für die Plenardebatte. — Die im Reichstag verbliebenen Elſaß⸗Lothrin⸗ 
giſchen Abgeordneten haben ſich an ihre Collegen, welche den Reichs⸗ 


A 


e. Es 


Nach einigen Bemerkungen des Referenten wird der § 11 unter Ableh⸗ 
nung aller 


agg verlaffen Haben, gewendet um fie zur Rückkehr, namentlich zu der mit dem 1848er 
Berathung des Elſaß⸗Lothringiſchen Verwaltungsberichtes, zu veran⸗ 


laſſen. Die Mitglieder der Proteſtpartei haben indeſſen entſchieden 


erklärt, daß fie den Reichstagsverhandlungen fern bleiben würden. 


Inzwiſchen bereitet das Centrum für die Berathung des gedachten 


Verwaltungsberichtes Anträge vor, um für Elſaß⸗Lothringen eine eigene 


Landesvertretung zu erwirken, ein Antrag, für welchen auch in wel: 


teren Kreiſen Neigung vorhanden zu ſein ſcheint. Der Verwaltungs⸗ 
bericht ſoll den Reichstag gleich nach den Ferien beſchäftigen. — Die 
Vorlage bezüglich der Errichtung einer deutſchen Seewarte als Reichsamt 
wird als eine jener Angelegenheiten anzuſehen ſein, welche auch noch 
in dieſer Seſſion zur Erledigung kommen ſoll. Es beſtätigt fi) 
übrigens, daß der jetzige Leiter der Hamburger Seewarte van Freeden 
(Mitglied des Reichstages) auch zum Director des Reichsinſtituts deſig⸗ 
nirt iſt und zwar in allſeitiger Anerkennung ſeiner Verdienſte um die 
Gründung der jetzigen Seewarte und deren Leitung, von welcher der 
ſoeben erſchienene Jahresbericht einen glänzenden Beweis giebt. — Im 
Reichstage hat man heute Morgen mit allgemeiner Theilnahme die 


Nachricht von dem plötzlichen Ableßen des deutſchen Geſandten in 


Brüſſel 9. Balan vernommen. Derſelbe war bekanntlich längere Zeit 
Unterſtaatsſeeretär im preuß. Miniſterium des Answärtigen und ſpäter 
bis zur Ernennung des Baron v. Bülow ſtellvertretender Staatsſeere⸗ 
tär des Auswärtigen des Reiches. Die Tochter des Verſtorbenen, 
Gattin des Bezirkspräſidenten v. d. Heydt, welche ſich hier bei ihrem 
Schwiegervater, dem früheren Staatsminiſter zu Beſuch befand, iſt ſo⸗ 
fort zu ihrer Familie nach Brüſſel gereiſt. — Auch der Legations⸗ 
rath v. Krauſe von der deutſchen Botſchaft in London, welcher neulich 
durch einen Sturz mit dem Pferdr verunglückte, iſt der dabei erhaltenen 
Verletzung erlegen. — Der Präſident des Abgeordnetenhauſes wird mor⸗ 
gen mit dem Senioren⸗Convent, deſſen Mitglieder dem Reichstage angehö⸗ 
ren in Berathung treten, um ſich über eine Form zu verſtändigen, in 
welcher eine Hinausſchiebung der Arbeiten des Abgeordnetenhauſes um 
14 Tage nach dem urſprünglich feſtgeſetzten Termin des 13. April zu 
ermöglichen wäre. Jedenfalls ſollen die Plenarberathungen des Ab⸗ 
geordnetenhauſes nicht vor Ende April beginnen. 

D. R. C. Berlin, 27. März. [Ueber den Verlauf der 
Krankheit des Fürſten Bismarck hören wir, daß der Fürft 
zwar geſtern etwas mehr Apetit als an den vorhergehenden Tagen 
gezeigt hat, daß aber die ſchmerzlichen Anfälle wiederholt eingetreten 
ſind, damit alſo an ein Zurückweichen der Krankheit durchaus noch 
nicht zu denken iſt. So lange aber noch irgendwie derartige Anfälle 
ſich zeigen, iſt nicht im entfernteſten daran zu denken, daß der Reichs⸗ 
kanzler irgendwie ſich mit geſchäftlichen Dingen abgeben könnte, denn 


ſowie dies der Fall wäre, würde ein Rückfall in die alten Zuſtände 5 


unausbleiblich ſein. — Die „Nordd. Allg. Ztg.“ hat geſtern in einem 
augenſcheinlich officiöſen Artikel beſtätigt, was wir ſchon vor drei Tagen 
unſeren Leſern andeuteten, und gut unterrichtete Perſonen theilen uns 
mit, daß von ärztlicher Seite der Zuſtand des Reichskanzlers nicht 
ohne Bedenken angeſehen wird. Daß derſelbe in dieſes Stadium ge⸗ 
treten iſt, dafür ſucht man die Schuld in dem Umſtande, daß der 
Fürſt durch die ihm obliegenden Staatsgeſchäfte ſchon ſeit Jahren be⸗ 
hindert worden iſt, durch eine nachhaltige Kur dieſem ihn ſchon ſeit 
langer Zeit heimſuchenden Leiden die Wege zu weiſen. Schon ſeit 
einer längeren Reihe von Jahren hat der Leibarzt des Fürſten 
Dr. Struck darauf gedrungen, daß der Patient eine anhaltende Kur 
in Karlsbad und ſpäter eine Nachkur in einem Seebade durchmachen 
ſolle, aber ſtets iſt es unmöglich geweſen, den Fürſten dazu zu be⸗ 
wegen. Allerdings hat der Reichskanzler wiederholt während ſeines 
Aufenthaltes in Varzin begonnen, Karlsbader Brunnen zu trinken, 


allein ſtets wurde er hierin — 1870 z. B. durch den franzöſiſchen 


Krieg, ſpäter durch die ultramontanen Angelegenheiten durch ſeine 
Amtsgeſchäfte unterbrochen. Dadurch hat ſich das Uebel in dem Kör⸗ 
per feſtgeſetzt und ſchließlich zu ſeiner gegenwärtig zu Tage getretenen 
Erheblichkeit ausgebildet, bei der außer der angeſtrengteſten ärztlichen 
Thätigkeit noch die größte geiſtige Ruhe erforderlich iſt, wenn es ge⸗ 
lingen ſoll, den Körper wieder davon zu befreien. Jetzt allerdings 
wird der Fürſt ſich wohl den ärztlichen Anordnungen fügen müſſen, 
die „Nordd. Allg. Ztg.“ aber hat geſtern ſchon angedeutet, daß es 
bei dem gegenwärtigen Körperzuſtand des Patienten ſich ſchwerlich an⸗ 
geben läßt, wann das Leiden es geſtatten wird, eine Badereiſe anzu⸗ 
treten. Daß der Krankheitszuſtand des Reichskanzlers hemmend auf 
die Abwickelung der Geſchäfte einwirkt, darauf iſt bereits von verſchie⸗ 
denen Seiten hingewieſen worden, man hofft jedoch, daß nach dem 
Oſterfeſte die Beſſerung ſoweit vorgeſchritten ſein wird, daß der Reichs⸗ 
kanzler, wenn auch nicht perſönlich in der Reichstagsſitzung erſcheinen, 
ſo doch wenigſtens ſich in ſeiner Häuslichkeit mit den parlamentariſchen 
Angelegenheiten beſchäftigen kann. 

[Das Auswärtige Amt! hat die ſchmerzliche Nachricht von dem 


geſtern erfolgten Ableben des Kaiſerlichen Geſandten am Königlich 


belgiſchen Hofe, Wirklichen Geheimen Rathes von Balan in Brüſſel, 
und des Kaiſerlichen Botſchafts⸗Rathes bei der Kaiſerlichen Botſchaft 
in London, von Krauſe, erhalten. 

+ Dresden, 26. März. [Militäriſches. — Kein Berli⸗ 
ner, ſondern ein Sachſe. — Ein ſchlauer Bürgermeiſter. 
— Abänderung des Eiſenacher Programms. — Ultra⸗ 
montane und Orthodoxe. — Königliche Münzſtätte.] 


Sächſiſcherſeits hat man ſich bekanntlich ſeit längerer Zeit beſonderer 


Aufmerkſamkeit ſeitens der Reichsregierung zu erfreuen, die ſich nicht nur in 
gelegentlichen Reden und Trinkſprüchen, wie die jüngſten des Kaiſers, 
äußert, ſondern ſehr oft, und namentlich in militäriſcher Beziehung, 
eine nicht zu unterſchätzende praktiſche Bedeutung hat. So iſt z. B. 
in dem Staatsvertrage zwiſchen Sachſen und Preußen die Prüfung der 
erſten Klaſſe des ſächſiſchen Cadettenhauſes in Berlin vorgeſchrieben, 


und wie man jetzt hört, iſt die ganze preußiſche Oberexaminations⸗ 


Commiſſion, mit dem General v. Holleben an der Spitze, hier ein⸗ 
troffen, um dieſe Prüfung auch hier vorzunehmen. General von 
Fabrice, königl. ſächſiſcher Sonderkriegsminiſter, der den Beſtand eines 
ſächſiſchen Sonder⸗Cadettenhauſes hier in Dresden vor Kurzem in der 
zweiten ſächſiſchen Kammer ſehr lebhaft vertheidigte, war ſich alſo eines 
guten Rückhaltes bewußt. — Einige unſerer Reichstags⸗Abgeordneten 


veröffentlichen Reichstagsberichte für ihre Wähler, darunter denn auch 


der nationalliberale Abgeordnete des 2. ſächſiſchen Wahlkreiſes, Prof. 


Frühauf in Berlin. In ſeinem neueſten Bericht ſchreibt nun derſelbe 
in Bezug auf die Vorſtellung der ſächſiſchen Reichstags⸗Abgeordneten, 


gelegentlich des Beſuchs des Königs Albert in Berlin zur Geburtstags⸗ 


Feier des Kaiſers: „Se. Majeſtät äußerten, daß fie ſich ſehr gewundert 


hätten, daß die Wähler des 2. Wahlkreiſes einen Berliner gewählt, 


erſt ſpäter hätten fie jedoch zu ihrer Genugthuung erfahren, daß ich 


ja Sachſe ſei.“ — In dem Städtchen Penig hatte der Bürgermeiſter 


das Böllerſchießen ꝛc. zum Geburtstage des Kaiſers verboten, jetzt er⸗ 
fährt man, daß derſelbe als Bewerber für die Bürgermeiſterſtelle in 
Meerane aufgetreten und ihm vielleicht daran gelegen geweſen, die 


Aufmerkſamkeit der ſocialdemokratiſchen Stadtverordneten auf ſeine 


Perſon zu lenken. — In den ſocialdemokratiſchen Blättern beginnt 
jetzt eine Agitation gegen das bisherige Eiſenacher Programm, das 


man zu dehnbar findet, ſeitdem Johann Jacoby in Königsberg es 


* 


b 


kommt es mit feinem Nachfolger.“ — Die Königliche Münze macht 
bekannt, daß ſie nicht mehr in der Lage ſei, die ihr von den Kir⸗ 
chen aus den Sammelbüchſen zur Verwerthung zukommenden Geld⸗ 
ſtücke geringeren Gehaltes anzunehmen, da ſie nur noch auf Reichs⸗ 
rechnung präge und das Prägmetall aus Berlin geliefert erhalte. 
Bisher machten die Kirchenvorſtände mit der Verwerthung dieſer von 
den, die Opferwilligkeit der andächtigen Zuhörer nur zu oft im zwei⸗ 
deutigen Lichte erſcheinen laſſenden Liebesgaben, bei der Königlichen 
Münze ein ſo vortheilhaftes Geſchäft, wie es ihnen nunmehr von keiner 
Seite geboten werden wird. 5 

München, 27. März. [Das Münzwährungs⸗Comitel des 
hieſigen Handelsvereins wird von heute ab die gegen die Annahme 
von Thalern öſterreichiſchen Gepräges geſchloſſene Uebeinkunft als wie⸗ 
der aufgehoben erklären, fo daß alſo die öſterreichiſchen Thaler ohne 
Anſtand wieder angenommen und ausgegeben werden. 


Großbritannien. 

A. A. C. London, 24. März. In der geſtrigen Sitzung des Ober⸗ 
hauſes!] lenkte der Carl v. Lauderdale die Aufmerkſamkeit auf den 
Stand der Marine, die, wie er behauptete, während der letzten drei Jahre 
durch den Geiz der letzten Regierung thatſächlich ausgehungert worden ſei. 
Um die Einfuhr von Lebensmittel zu fihern, den Handel zu ſchützen und die 
Colonien zu pertheidigen, bemerkte er, ſei es unbedingt nothwendig, daß die 
Flotte hinreichend mächtig ſei, um die Herrſchaft der Meere gegen Jedermann 
zu behaupten, aber es ſcheine, daß von den 33 ſeegehenden Panzerſchiffen 
nur 10 in einem Zuſtande der Tüchtigkeit ſeien. Während die engliſche 
Marine ſich in dieſer Lage beſinde, ſeien alle fremden Nationen damit be⸗ 
Malte ihre Panzerflotten zu verſtärken, und es ſeien nun für die fremden 

ächte nicht weniger als 229 Schiffe entweder gebaut oder im Bau begriffen. 
Der Redner beklagte ſich auch über die ungenügende Fahrgeſchwindigkeit und 
die unwirkſamme Panzerbekleidung einiger der britiſchen Ironclads. Am 
Schluſſe drückte er ſeine Ueberzeugung aus, daß das Land jetzt nicht dieſelde 
ſurchtbare Flotte wie früher beſitze, und er hoffte, das Land werde nicht 
zögern, jede Ausgabe zu bewilligen, die erforderlich ſein dürfte, um ſie auf 
einen gehörigen Fuß zu ſtellen. Der Carl v. Malmesbury pflichtete den 
Bemerkungen des Vorredners, daß Großbritannien ſeine Unabhängigkeit ohne 
eine wirkſame Marine nicht behaupten könne, bei, und verſprach im Namen 
der Regierung, daß der dafür verantwortliche Miniſter bald nach Oſtern m 
auſe der Gemeinen einen Bericht über den gegenwärtigen Stand der Ma⸗ 
rine erſtatten würde. Der Earl p. Comperdo we verkheidigte die Marine⸗ 
politik der letzten Regierung. Er bemerkte, es ſei unmöglich, zu erwarten, 
daß ſämmtliche Panzerſchiffe der Flotte ſich in einem vollkommenen Zuſtande 
befinden ſollten Viele dieſer Schiffe ſeien zehn Jahre alt und daher repa⸗ 
raturbedürftig. Auf alle Fälle ſei es unbillig, einen Vergleich zwiſchen den 
geſammten Marineſtreitkräften aller Mächte und der Flotte Englands allein 
anzustellen, ob wohl England mehr Schiffe baue, als irgend ein anderes 
einzelnes Land der Welt. Nach einigen Bemerkungen des Herzogs 
v. Somerſet, welche die Befürchtung ausdrückten, daß viele Panzerſchiffe 
in Folge der ungenügenden Anzahl Werftarbeiter reparaturbedürftg geworden 
ſein mögen, kam die Discuſſion zu einem Ende. 


In der geſtrigen Sitzung des Unterhauſes! kündigte Smollett ſch 


Eon, Mitglied für Cambridge) an, er werde am 17. April die enen 
ſamkeit des Hauſes auf die jüngſte übereilte Auflöſung des Parlaments lenken 
und einen darauf bezüglichen Antrag ſtellen. Lord Henry Somerſet, der 
königl. Haushofmeiſter, erſchien ſodann vor den Schranken des Hauſes und 
verlas die Antwort der Königin auf die ihr vom Hauſe überſandte Glück⸗ 
wunſchadreſſe anläßlich der dae don fn 8 von Edinburgh mit der 
Großfürſtin Marie Alexandrowna von Rußland. In Erwiderung einer In⸗ 
terpellation Gourley's betreffs der bengaliſchen Hungersnoth theilte der 
Unterſtaatsſecretär für Indien, Lord G. Hamilton, mit, daß nach der Be⸗ 
rechnung des Vicekönigs von Indien mindeſtens drei Millionen Menſchen zu 
einer Zeit oder der andern Unterſtützungsbedürftig ſein würden. Den Haupt⸗ 
gegenſtand der Erörterung bildete ein Antrag Sandfords (Maldon) wel 

cher jährliche Einkommen von unter 500 Lſtr. von der Zahlung 
der Einkommenſteuer befreit wiſſen wollte. Der Antragſteller be⸗ 
hauptete, daß durch Herſtellung eines höheren Minimums als das jetzige viel 
von der Unſittlichkeit, welche dieſe beſondere Steuerlaſt begleite, verſchwinden 
würde. In Scourfield (Pembrokeshire) u. Laing (Orkney) ſtieß der von Lord 
A. Ruſſell unterſtützte Antrag indeß auf ſehr heftige Gegner. Laing führte 
unter andern Argumenten gegen eine theilweiſe oder gänzliche Aufhebun 

der Einkommenſteuer an, daß dadurch die faſt ſocialiſtiſche Theorie, da 

Steuern nur von den Reichen gezahlt werden ſollten, befürwortet werden 
würde. Er bezeichnete die Einkommenſteuer als die Schlüſſelnote des vor 
30 Jahren von Peel eingeführten Finanzſyſtems, und meinte, das Argument 
Jener, die ſie als eine Kriegsſteuer darſtellen, ſei „bloßer Unſinn“. Er 
empfahl dem Schatzkanzler, die Einkommenſteuer nicht aufzugeben, ſondern 
die e ee n die er als eine unhaltbare Auflage charakteri⸗ 
ſirte, zu exrlaſſen. Am Schluſſe der von Harmon, Lewis, Horsman 
und Lord Robert Montagu gegen den Antrag fortgeführten Debatte ergriff 
der Schatzkanzler das Wort zu der ſarcaſtiſchen Bemerkung, daß er es ab⸗ 
lehne, eine unbeſcheidene Antwort auf eine beſcheidene Frage zu ertheilen. 
Sandford zog hierauf feinen Antrag zurück. Demnäichſt votirte das Haus 
je 3 Mill. Ltr. für die vorläufigen Bevürfniſſe des Heeres, der Flotte und 
des Ciwildienſtes, ſowie 1,886,000 Lite. für die Revenue⸗Departements. Die 
Vorlage, welche ur Aufnahme einer oſtindiſchen Anleihe ermächtigt, wurde 
zum zweiten Male, und ein von Bryan (Kilkemy) eingebrachter Geſetzent⸗ 
wurf zur Aſſimilirung des iriſchen Kreisſtimmrechts mit dem engliſchen 
Städteſtmmrecht zum erſten Male geleſen. 

[Die „Home Rule“ Partei im Unterhaufe] gedenkt morgen 
ein Meeting abzuhalten, zu dem Behufe, um ihr in Zukunft zu befol⸗ 
gendes Verfahren in Erwägung zu ziehen. 

Disraeli empfing geſtern eine die Centralkammer für Ackerbau 
und die hauptſtädtiſche Armenſteuer⸗Liga repräſentirende Deputation, 
welche ihm die Nothwendigkeit einer Reform der die Localbe⸗ 
ſteuerung betreffenden Geſetzgebung vorſtellte. In ſeiner 
Erwiderung bemerkte der Premier, daß er vor 20 Jahren eine Er⸗ 
leichterung der Localſteuern aus allgemeinen Gründen befürwortet 
hätte. Er habe nicht allein Redreß für Land allein, ſondern für jeden 
Grundbeſitz, der Häuſer wie Land umfaſſe, verlangt, und er könnte 
nicht ſagen, daß die Meinungen der Deputation von jenen der Regie⸗ 
rung abwichen. Ein Gegenſtand, der ſo lange die günſtige Beurthei⸗ 
lung der conſervativen Partei gefunden, würde nun, da ſie zur Macht 


gelangt ſei, nicht außer Acht gelaſſen werden, das könne er der Depu⸗ R 


tation verſichern. 

[Das von der Goldküſte zurückgekehrte 42. Hochländer⸗Re⸗ 
giment] wurde bei feinem Einzuge in Portsmouth enthuſiaſtiſch bewillkomm⸗ 
net. Die ganze Garniſon ſowie der größte Theil der Einwohnerſchaft zogen 
aus, um die Haden von Amoaful und Kumaſſie zu begrüßen. 


Provinzial-Beitung. 

* „ Breslau, 28. März. [Der Herr Fürſtbiſchof! iſt, wie 
die ultramontane „Schl. Volksztg.“ vernimmt, von ſeinem Unwohlſein 
vollſtändig wieder hergeſtellt. 

Am 27. d. M. erhielten in der Hauskapelle des hieſigen Prieſter⸗ 
Seminars 25 Subdiacone von dem Herrn Weihbiſchof die Diaco⸗ 
natsweihe. ’ 

Angekommen: Herrmann, Präſident des evangel. Ober⸗Kirchenraths, 
aus Berlin. f (Fremdbltt.) 

H. Breslau, 26. März. [Vorträge im Proteſtanten⸗Verein.] Ge⸗ 
ſtern Abend hielt vor einem zahlreichen Publikum Herr Diaconus Döring 


ſch erklärt hat. 


Be: 


N 


nr ir 


den lezten der in dieſem Winter vom Proteſtantendereine beranftalteten Vor⸗ 5 


träge, und zwar ſprach derſelbe über „Reformation und Urchriſtenthum“. 


Nachdem der den gezeigt, daß die Reformation ohne Rücksichtnahme auf 
die Geſtaltung des Urchriſtenthums nicht zu verſtehen ſei, bezeichnete er es 
als die Aufgabe ſeines Vortrages, zu zeigen, in wiefern die Reformation an 
die Fäden des apoſtoliſchen Zeitalters wieder angeknüpft habe. In einem 
kurzen Rückblicke auf das in einem der vorangegangenen Vorträge geſchil⸗ 
derte Urchriſtenthum führte der Redner aus, wie die judaiſirenden Lehrer in 
den erſten chriſtlichen Gemeinden immermehr Anhang fanden. So lange 


mente zurückzuhalten, aber getrennt von ſeiner Perſon blieben ſeine Ideen 
noch Jahrhunderte lang todt. Das freie Chriſtenthum gin 


Moſaismus und des Heidenkhums. 

Indem der Vortragende demnächſt dazu überging, zu ſchildern, was unſer 
ganzes Culturleben der Reformation zu danken hat, wies er darauf hin, wie 
die Klöſter, welche aufgehört hatten Pflegeſtätten der Bildung zu ſein, ſich 
in Hoſpitäler und Schulen verwandelten. Wie in den bürgerlichen Verhält⸗ 
niſſen des Lehrſtandes ein großer Unterſchied eintrat, ſo wurden auch allge⸗ 
meine Bildung und Erringung des allgemeinen Wohlſtandes durch Arbeit 
Zielpunkte für das Volk. Wenn man heut die Arbeit ehre und ihr überall 
ip ine, fo ſei das eine proteſtantiſche Errungenſchaft aus je⸗ 
ner Zeit. 


Der Proteſtantismus ſei als Pionnier der Cultur bereits damals für 


dieſelben Gedanken thatig geweſen, die heut lebenskräftig geworden. Die 
Kirche ſoll nicht neben, nicht über dem Staate ſtehen, ſondern eingefügt ſein 
in den ſtaatlichen Organismus. Der Proteſtantismus ſei auch der Begrün⸗ 
der der bürgerlichen Freiheit geworden. Leider habe ſich aber nach dem 
Tode Luthers daſſelbe Schauſpiel wiederholt, welches die Kirche nach dem 
Tode Pauli zeigte. Der Papſt war aufgegeben, aber ein papierner Papſt 
an ſeine Stelle getreten, an die Stelle von Geiſtesfreiheit trat ſtarres Feſt⸗ 
halten an den Bekenntnißſchriften. Durch den unglücklichen Ausgang des 
ſchmalkaldiſchen und die Schrecken des 30jährigen Krieges wurde die bürger⸗ 
liche Freiheit zurückgedrängt, die hierarchiſche Gewalt dagegen gekräftigt, 
mit der erſt die Gegenwart wieder in den Kampf getreten iſt. Möge man 
auch jetzt erkennen, daß auch jetzt ein Capituliren mit Rom unmöglich, daß 
ein Compromiß ſo wenig denkbar iſt, wie in jenem Tagen. Bürgerliche Frei⸗ 
heit und volle religiöſe Freiheit müſſen zugleich errungen werden. öge 
der Kampf uns zu dem Ziele führen, das unſer Volk wohl verdient! 

Mit dem Danke an das Auditorium für treue Ausdauer bei den Vor⸗ 
trägen und dem Wunſche, daß die Hörer im nächſten Jahre ebenſo zahlreich 
zu neuer geiſtiger Arbeit ſich zuſammenfinden möchten, ſchloß der Redner 


ſeinen Vortrag und mit ihm der diesjährige vom Proteſtanten⸗Verein ver⸗ 


anſtaltete Vortrags⸗Cyclus. 


[Notizen aus der Provinz.] * 1 Am 27. März wurde von 
den Stadtverordneten der k. Baumeiſter Becker in Berlin zum ſtädtiſchen 
Baurath gewählt. 

‚+ Glos 
wir mit, daß das Gerücht in der 
ihr außereheliches Kind ermordet. Sie hatte daſſelbe hier in Pflege gegeben 
und im Laufe des Februar unter dem Vorgeben abgeholt, eine Verwandte 
in Berlin wolle es zur Erziehung übernehmen. Die Perſon und der fünf⸗ 
jährige Knabe waren ſeidem ſpurlos verſchwunden. Die Leiche des Letzteren 
iſt heute in dem Erlenbuſche bei Gurkau, völlig entkleidet, mit vertrocknetem 
Laube mit etwas Erde bedeckt, gefunden worden. Das Kind iſt mittelſt einer 
Schnur erdroſſelt worden. An demſelben Tage, an welchem die Leiche ge⸗ 
funden wurde, lief hier die Nachricht ein, daß die verbrecheriſche Mutter des 
gemordeten Kindes in Nahrten, Kreis Guhrau, wo ſie auf dem Dominium 
in Dienſten getreten war, verhaftet worden ſei. Bei ihrer Vernehmung in 
Guhrau erklärte ſie auf Befragen, wo das Kind geblieben ſei, ſie habe daſſelbe bei 
Glogau in die Oder geworfen. Die nichtswürdige Verbrecherin, welche Jo⸗ 
hanne Domke heißt und in Roſtersdorf ortsangehörig iſt, wird hierher ge⸗ 
bracht werden, damit fie die Leiche des gefundenen Kindes recognoscire. 

Görlitz. Am 27. d. Mts. genehmigte die Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
ſammlung den Antrag der Commiſſion, welche behufs Errichtung einer ſtädti⸗ 
en Badeanſtalt zuſammen getreten iſt, mit dem Beſitzer des Kroll'ſchen 
Bades in Breslau, Herrn Dr. Levi daſelbſt in weitere Verhandlungen dieſer⸗ 
halb zu treten und daß die mit einer Trinkanſtalt für Mineralbrunnen und 
einer Kaffeewirthſchaft verbundene Anſtalt auf der Wieſe, dem ehemaligen 
Scheunenplan, im Park am Schützenwege gegenüber der Lü der'ſchen Villa 
erbaut wird. 

# Glatz. Dieſer Tage verunglückte auf eigenthümliche Weiſe ein Ar⸗ 
beiter in Schwenz. Derſelbe trug in ſeiner Taſche ſeit längerer Zeit ſchon 
Dynamit⸗Patronen⸗Zündhütchen und Streichhölzer. Bei feiner, Hülfeleiſtung, 
einen Wagen wieder flott zu machen, drückte er ſich an die Taſche, die 
Streichhölzer entzündeten ſich, die Zündhütchen explodirten und riſſen dem 
Unglücklichen den Leib auf und legten die Arterien des Oberſchenkels bloß. 
Es iſt wenig Hoffnung, den Verwundeten dem Leben zu erhalten. 


Mel eorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts- 
Sternwarte zu Breslau. 


März 27. 28. Nachm. 2 U. Abds. 10 U. org. 
Luftdruck bei OO. 331’,04 331,75 331%19 
Luft wärme = 59,4 „ 
Dunſtdrucfkk 2½% 3 2.56 
Dunſtſättigun g 63 pCt. 8a pCt. 

RS erstere W. 1 wat 
Wie trübe. trübe. 


Breslau, 28. März. [Waſſerſt and.] O.⸗P. 5 M. 40 Cm. U.⸗P. I M. 10 Em. 


Berlin, 27. März. Wie bereits geſtern die Börſe eine beruhigtere Phy⸗ 


ſiognomie zeigte und man Reflexionen Eingang geſtattete, welche geeignet, 


die plötzlichen Coursherabſetzungen der Oeſterr. Ereditactien und der Disconto⸗ 


Commandit⸗Antheile einigermaßen zu paralyſiren, ſo hatte ſich noch mehr 
beute der Sturm der letzten Tage gelegt. Allerdings fehlte es auch der heu⸗ 
tigen Börſe nicht an Coursſchwankungen, indeß vollzogen ſich dieſe doch meiſt 
und zwar, was namentlich Disconto⸗Commandit anbelangt, auf höherem 
Coursniveau als geſtern. Daß dabei Deckungen einen hervorragenden Einfluß 


Paulus lebte, hat er wohl die Macht, das Hereinbrechen judaiſirender Ele⸗ 


} nach feinem 
Tode verloren, das Evangelium wurde verknöchert unter dem uchſtaben des 


au. Der hieſige „Anzeiger“ berichtet: Bereits früher theilten 
Stadt circulire, ein Frauenzimmer habe 
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übten, iſt ſelbſtverſtändlich, aber es läßt fi), trotz des im Allgemeinen nicht um: 
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Berlin, 27. März. [Productenbericht.] Roggen 
guter Handel. Preiſe unverändert. — 90 
1 Weizen hat ſich kaum behauptet, das Angebot iſt ſtärker hervorgetreten. — 
Hafer loco und auf Termine feſt. — Rüböl till und wenig verändert. — 
Spiritus feſt und etwas höher bei ſehr ſchwachem Angebot auf Termine. 
Weizen loco 73—90 Thlr. pro 1000 Kilogr. nach Quc!l tät gefordert, 
inländiſcher — Thlr. bez., gelber 8386 Thlr. bez., feiner gelber — Thlr. 
ab Bahn bez., weißbunter poln. — Thlr. bez., pr. Februar⸗März — Thlr. 
bez., März⸗April — Thlr. bez., pr. April⸗Mai 86% —85% Thlr. bez., pr. 
Mai ⸗Juni 86 85 Thlr. bez., pr. Juni⸗Juli 8685 % Thlr. bez., pr. 
Juli⸗Auguſt 84 —844 Thlr. bez. September⸗October 81 81 Thlr. bez., 
neue Uſance per April⸗Mai 84% Thlr. bez. Gekündigt 1000 Ctur. Kün⸗ 
digungspreis 85½ Thlr. — Roggen pro 1009 Kilogr. loco 57—68 Thlr. 
nach Qualität gefordert, ruſſiſcher 58—60 Thlr. bez., beſſerer ruſſiſcher 61 
617 Thlr. bez., inlänviſcher 63 —66½ Thlr. ab Bahn bez., ordinärer — 
Thlr. bez., polniſcher — Thlr. bez., per Februar⸗März — Thlr bez., März⸗ 
April — Thlr. bez., pr. Frühjahr 63— 6276 Thlr. bez., pr. Mai⸗Juni 62% 
61“ Thlr. bez., pr. Juni⸗Juli 60% — 6160 % Thlr. 115 pr. Juli⸗Auguſt 
58/59 58 Thlr. bez, pr. Auguſt⸗Septemher — Thlr. bez., pr. Sep⸗ 
tember⸗October 57% —57%—57% Thlr. bez. Gekündigt 2000 Chur. Kün⸗ 
digungspreis 62% Thlr. — Gerſte loco 56—75 Thlr. nach Qualität ger 
fordert. — Hafer pr. 1000 Kilogr. loco 52—66 Thlr. nach Qualität gefor⸗ 
dert, ſchleſiſcher — Thlr. bez., böhmiſcher 60—64 Thlr., oſtpreußiſcher 56— 
62 Thlr., weſtpreußiſcher 56 —62 Thlr., galiziſcher — Thlr. bez., pommerſcher 
6064 Thlr., uckermärker — Thlr. ab Bahn bez, per Februar⸗März — 
Thlr. bez., br. Frühjahr 61¼ Thlr. bez., pr. D ai⸗Juni 61 Thlr. bez., pr. 
Juni: Juli 60 Thlr. bez, pr. Juli⸗Auguf 56% Thlr. bez, pr. Auguſt⸗ Sep⸗ 
tember — Thlr. bez., pr. eee 55% Thlr. bez. Gekündigt 
— Cinr. Kündigungspreis — Thlr. — Erbſen: Kochwaare 62—67 Thlr. 
bez., Futterwaare 55—61 Thlr. bez. — Weizenmehl Nr. O pro 100 Kilo Br. 
underftenert incl. Sack 11%—11 Thlr., Nr. 0 und 1 10% — 10 Thlr. — 
f dee Nr. O: 9] —9½ Thlr., Nr. 0 und 1 978% Thlr. — Rog⸗ 
enmehl Nr. 0 und 1: pr. Februar⸗März 9 Thlr. 7 Sgr. nom., pr. März⸗ 
pril 9 Thlr. 7 Sgr. nom., pr. April:Dtei 9 Thlr. 8—7 Sgr. bez., Mai: 
uni 9 Thlr. 6 —6 Sgr. bez., pr. Juni⸗Juli 9 Thlr. 5—4 Sgr. bez. pr. 
Juli⸗Auguſt 9 Thlr. 3½.—274 Sgr. bez., pr. September⸗October 8 Thlr. 
365% Sgr. bez. Gekündigt — Ctnr. Kündigungspreis — Thlr. — Sgr. 
. — Rüböl per 100 Kilo netto loco ohne Faß 18% Thlr. bez. mit Faß — 
Thlr. bez., per Februar⸗März 19 Thlr. bez., pr. März⸗April 19 Tolr. bez., 
pr. Frühjahr — Thlr. bez., pr. April⸗Mai 19 —19% 19% Thlr. bez., 
pr. Mai⸗Juni 19-19 % Thlr. bez., pr. Juni⸗Juli — Thlr. bez, pr. 
Auguſt⸗September — Thlr. bez., pr. September⸗Ockober 216 —214—210 
Thlr. bez., October⸗November 21% Thlr. bez. — Gekündigt — Ctnur. Kün⸗ 
digungspreiß — Thlr. — Leinöl loco 23% Thlr. — Peroleum per 100 Kilo 
incl. Faß loco 10% Thlr. bez., pr. Februar⸗März 9% Thlr. bez., pr. März: 
April 9% Thlr. bez., pr. April⸗Mai 9% Thlr. bez., pr. ai⸗Juni — Thlr. 
bez., pr. nr 10% Thlr. bez. Gekündigt — Barrels. — 
Kündigungspreis — Thlr. E 
Spirits pr. 10,000 pCt. loco „ohne Faß“ 22 Thlr. — Sgr. bez., 
Faß“ pr. Februar⸗März — Thlr. — Sgr. bez, März⸗April — Thlr. 
Sgr. bez., pr. April⸗Mai 22 Thlr. 15—19 Sgr, bez. pr. Mai⸗Juni 22 Thlr. 
19 — 23 Sgr. bez., pr. Juni⸗Juli 23 Thlr. bis 23 Thlr. 4 Sgr. bez., pr. 
Juli⸗Auguſt 23 Thlr. 10—13 Sgr. bez., per el S Runter 23 Thlr. 
10-13 Sgr. bez., pr. September⸗October — Thlr. — Sgr. bez. — Ge: 
kündigt — Liter. Kündigungspreis — Thlr. — Sgr. 
ar Breslau, 28. März, 9½ Uhr Vorm. Am heutigen Markte war der 
Geſchäftsverkehr von keiner Bedeutung, bei ſchwachen Zufuhren, Preiſe gut 
ehauptet. 
; Weißen bei ſchwachem Angebot gut preishaltend, pr. 100 Kilogr. ſchle⸗ 
ſiſcher 195 8% bis 9 Thlr., gelber 8 bis 8% Thlr., feinſte Sorte über 
otiz bezahlt. 
4 11155 in feſter Haltung, pr. 100 Kilogr. 6% bis 7 Thlr., feinſte 
Sorte 7% Thlr. bezahlt. l 
Gerſte ruhig, pr. 100 Kilogr. 6 6% Thlr., weiße 7% bis 7% Thlr. 
bezahlt. { 7205 ü 
cafe unverändert, pr. 100 Kilogr. 5% bis 6% Thlr., feinſte Sorte 
über Notiz bezahlt. ; . 
Erbſen ſehr feſt, pr. 100 Kilogr. 6 bis 6% Thlr. 
Wicken unverändert, pr. 100 Kilogr. 5% bis 6 Thlr. 
0 pr. 100 Kilogr. gelbe 5% bis 5% Thlr., blaue 
4% bis 5% Thlr. \ 5 
Bi ohnen gute Kaufluſt, pr. 100 Kilogr. 6% bis 7% Thlr. 
Mais ſchwach zugeführt, pr. 100 Kilogr. 6% bis 6% Thlr. 
Oelſaa f en en 
Schlaglein gut gefragt. 
An 70 100 0 5 netto im Thlr., Sgr., Pf. 
— fr] — 


„mit 


Schlag⸗Leinſaat g 9 9 20 — 
Wine dae 7 10 — 7 20 — 8 0 
Winter⸗Rübſen. 7 7 6 2 7 25 — 
Sommer⸗Rübſen. 7 10 — 7 20 — 989 2 8 
Leindotter 6 25 — N 236 175 — 


Rapskuchen unverändert, ſchleſiſche 7I—74 Sgr per 50 Kilogr. 
Leinkuchen ſehr feſt, ſchleſiſche 104—106 Sgr. per 50 Kilogr. 5 
Kleeſaat ſchwache Kaufluſt, rothe matter, ordinäre 10—12 Thlr., mittle 
12.14 Thlr., feine 144 —19 Thlr., hochfeine 1516 / Thlr. pr. 50 Kilogr., 
weiße unverändert, ordinäre 1112 Thlr., mittle 13—15 Thlr., feine 16 bis 
bis 17%, Thlr., hochfeine 18— 19% Thlr. pr. 50 Kilogr. 
Thymoth ee gut verkäuflich, 10% —12 Thlr. pr. 50 Kilogr. \ 
Kartoffeln pr. 50 Kilogr. 28 Sgr. bis 1 Thlr., pr. 5 Liter 3% —4 Sgr. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Wien, 27. März, Abends. Die Börfenfammer beſchloß bei der 
Aufſtellung der Liquidationscourſe nicht den Coursdurchſchnitt ſeit der 
letzten Liquidation, ſondern den Cours der Erklärungszeit des Auf⸗ 
gebetags als Baſis anzunehmen. Der Umlaufsbetrag der Salinen⸗ 
ſcheine erreichte 100 Millionen. (Vgl. unſere Privatdepeſche im heu⸗ 
tigen Morgenblatte. D. Red.) 5 

. Der Finanzminiſter ſetzte den Zinsfuß auf ½ PCt. herab. 

\ Verſailles, 27. März, Abends. Die Nationalverſammlung ſetzte 
nach Erledigung des Antrags Dahirel die Debatte über die Pariſer 
Befeſtigungswerke fort. General Charreton und der Kriegsminiſter 

ſbwrechen für, Changarnier und Thiers gegen die Commiſſionsanträge. 

Tjiers erklärt, es handle ſich darum, Paris gegen einen Handſtreich 
zu ſchützen; dazu genüge die Befeſtigung einiger Punkte, wie Saint 
Sannois, Vanjours, Villeneuve, Saint⸗Georges, Chatillon. Die Be⸗ 

k feſtigung von Cormeilles, Montlignon, Saint⸗Cyr ſei wegen zu großer 

g Entfernung unnütz. Thiers hob den großen Koſtenaufwand hervor, 

| den das Beſeſtigungs⸗Syſtem der Commiſſion verurfachen würde, und 

0 empfahl auf das Dringendſte, die Verſammlung ſolle blos die Befeſti⸗ 

gung jener fünf Poſitionen genehmigen, über deren Zweckmäßigkeit ſie 

einſtimmig ſei. 

Die Frage über die Befeſtigung anderer Punkte, bezüglich deren 

kein Einoerſtändniß beſtehe, ſolle fie vertagen. Schließlich appellirte 

Thiers an das Urtheil Mac Mahons, der feiner Anſicht zuſtimme. 

Die Sitzung dauert fort. 2 

19 5 Verſailles, 27. März. Nationalverſammlung. Dahirel bring! 
den Antrag ein, daß die Nationalverſammlung die definitive Regierungs 
form Frankreichs für den 1. Juni d. J. feſtſtelle. Kerdrel bekämpft 

zunächſt die Dringlichkeit dieſes Antrages und hebt namentlich hervor, 
das wohl Niemand eines illoyalen, unredlichen Aktes ſich ſchuldig 
machen wolle. Die Verlängerung der Gewalten des Marſchall⸗Präſi⸗ 
denten auf den Zeitraum von 7 Jahren bei beſchloſſen und Niemand 
habe das Recht, die Dauer dieſer Gewalt auch nur um einen Tag 
oder eine Stunde abzukürzen. Diejenigen, die gegen die Verlängerung 
der Gewalten Mae Mahon's geſtimmt hätten, hätten ſich einfach dem 
zu fügen, was Geſetz geworden ſei. Die Dauer der Amtsgewalt des jetzigen Prä⸗ 
ſidenten würde nur in dem Falle eine Beſchränkung erleiden können, falls der 

Präſident ſelbſt fein Amt niederlegen ſollte. Der Herzog von Broglie hob 

hervor, daß überhaupt Niemand das Recht habe, von dem Marſchall 
Mae Mahon in einer anderen Meile zu reden, als in derjenigen, die 


5 ill und matt, be⸗ 
ſonders nahe Lieferung war ſchließlich etwas billiger käuflich. Loco ziemlich“ 
Roggenmehl etwas matter. — 
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Wechsel-Course. Eisenbahn -Stamm-Aotlen. 


Amsterdarn250 Fl.] 8 T. 8½ 142% bz Dirid. prof 1872 | 1873 | 2£, 
de, de, 2 M. 3% 141% bs Aachen-Mastricht.] 1 — 4 1 
Augsburg 109 Pl.] 2 M. 5 56.20 G. Berg.-Märkische .| 6 — 4 | 941% bs 
Frankf. a. M. 100 Fl. 2 M. 3% — — Berlin-Anhalt 17 — 4 140 ½ dz 
Leipzig 100 Thlr. 8 T. 4½ 99% G. do. Dresden 5 5 5 63 be 
London 1 Lst. . 3 M. 3½ 6.21% bz Berlin-Görlitz ..| 3% — 4 | 86% bs. 
Paris 300 Fres. .| 8T. 4½ 8% bz Berlin-Hamburg . 12 10 4 169 528. 
Petersburgl00 SR. 3 M. 6½ 91% bz Berl, Nordbaha 5 5 5 27% Br 
Warschau 80 SR.| 8 T. 675 83½ bz Berl.-Potsd. Magd. 8 — 4 105% br. 
Wien 150 Fl.. 8 T. 5 29%. bz Berlin-Stettin. . 12% 10% 4 151% bs 
do. do. 2 M. 5 89 % ba Böhm. Westbahn. 5 — |5 | 90% bc. 
Breslau-Freib. , .| 7% 8 4 [18 de 
do. neue 5 5 5 | 5% R. 
Fondse und Seld- Course. Oöln-Minden 9% — 4 1284 ½ b 30. 
Freiw. Staats- Anleihe ½ — — do. neue] 5 5 5 108% 8. 
Staats-Anl. 4½ %% 18% 4½ 103 ½ bz Cuxhay. Eisenb. 6 4.1 —.— 
do. consolid. 4% 106½ be Dux-BodenbachB.| 5 5 6 | 44%, 
do, Adige. 4 900 b Gal. Carl-Ludw. B. 7 9 ss 17% , bz 
Staats-Schuldscheine . 3½ 92 ba Halle-Sorau- Gub. 0 0 5 39% dz 
Präm.-Anleihe v. 1856 3¼½121½ bu Hannpver-Altenb. 6 0 4 28 d1G, 
Berliner Stadt-Oblig. . 165 102% bz Kaschau-Oderbrg. 5 5 5 | 659% dr 
5 (Berliner 4,1013, ba Kronpr.Rudolvhb.| 5 5 5 | 68% be. 
© ) Pommersche. 3½ 85% bB Ludwigsh.-Bexb, 11 0 4 179% ba 
3) Posensche ..... 4 | 03% bz Märk,-Posener „.| 0 0 4 42½ ba 
2 Schlesische 3% 84 bz Magdeb,-Halberst.| 8% — 4 [118% dB 
/ Kur- u. Noumärk. 4 9814, be Magde b.-Leipzig 14 — 4 255% ba. 
34 Pommersche. ...4 | 97%, b do. Lit. B. 4 4 68½% b% 
) Posensche .....4 | 96% bz Mainz-Ludwigsh.. 11½ | — (4 136% dz 
( Preussische . 4 | 964% 8 Niederschl.-Märk. 4 4 | 97% b 
2) Westfäl, u. Rhein. 199 B Oberschl. A, C. D.|13% — 3,159 % 5 
( Sächsische... .. 499 8. do. B. 13% — 352 — — 
schlesische . 496% B. do, neue. — 5 fl51 6. 
Badische Präm.-Anl. 4 114 bz Oester.-Fr. St.-B. . 10 — 4 189½ 8% ba 
Baierische 4% Anleihel4 113 bzG. Oast, Nordwestb..| 5 5 5 103 % D* 
Cslu-Mind.Pramiengch. 3½ 96 ½ bz G. Oester. südl. St. B. 4 — 6 8628 ½ bz 
Ostpreuss, Südb. 0 0 2 46 ½ br, 
Rechte O.-U.-Baun 6 61/5 |5 120 Dz 
Xurh. 40 Thlr.-Leose 71½ B. Reichenberg-Pard| 4% 4% 4% 68:2 brG 
Badische 38 ki. Loch 40 % b. Rheinische 0% | — 4 13066 3603 
Braunschw. Präm.-Anl, 221, bz. Rhein-Nahe-Bahn]| 0 0 4 | 23% 32 
Oldenburger Loose 38½ B, Rumän. Eisenbbn.] 36½ — 5 4＋ aN 26. 
SchweizWeotbhn, 15/5 — 4. 22), b. 
K dt: ard . * 4 4 
Louisd’or 109% G. Dollars 1.11%, 6. Eee 9 a 45 118 226 
Sovereigns 6.22½ 6 Frmd. Ekn. 694% bu Warschzu-Wien 10 5 0 G. 7 


Vest. Bin, 90%, be 


Napoleons 5 11 &, 
Russ, Bin, 93 4% ba 


Imperiale 5.15 G. 


Elsenbahn- Stamm- Prleritäte-Aotien. 


— 0 
Berlin-Görlitzer 5 5 6 102 ½ bed. 
Hypotheken - Certificate, Berlin. Kordbahnl en ar brd. 
1 ont-Bod.-Or.ıd 102 G. reslau Warschau 5 0 5 32 ½ 8. 
Hua N 819515 5 in 1 ve Halle-Sorau-Gub, 0 0 5 63 ½ br 
40 ee, 10% 5 Hannover-Altenb.| 5 10 5 | 60% bed. 
485. 0. 0 4% 68% R. Kohlfurt Falkenb. 5 s 5 76 8. 
Un k. H. d Pr. d. Ord 3 5 100% G. Märkisch posener 0 0 8 75 bz. 
do III. Em. 40.6 90% 0 Kagcdeb.-Halberst.“ 3% 3% 379 820 
Kündb.Hyp. Schuld. do. 97 8. G den eee 
Hyp.Autfi. Ford-G.-O. B. 5 101% bz F 0 360,026. 
Pomm, Hypoth.-Briefel5 12 G. Pomm. Centralb. „ 5 0 15 20% bu, 
Gotk. Präm.-Pf. I. Em. 5 100% B. Rechte ur 6 — 6 119% bas. 
do, do,. I. Em. 5 103% Er a Einz)| — | 8 B 89 %% bz 
0.5% Pf.rkalbrmi 10% 101 ½ ba te 5 5 (5 45 B. 
do. 4% de. do mI10,04½ 96%, bz 
Meininger Prim. Pfdb! | 94%, ba Bank- und Industrio-l’apisre. 
m e e e eee e 6 Ines 
RE EN ee 
Südd. Bog. Cred Babs [102% be Berl. Bank Verein IB 955 5 79% sig, 
Wiener Siülberpfandbr 6½ 77 b Berl. Kessea-Vers 260% 29 1 274 G. 
Berl Handels-Ges. 1275 — 1 116% d,. 
Ausländische Fonds. En in Alone 
Oedt. Silberrente. . File 66% by G. Berl. Prod. Makel. B 8% 12% 5 |166 Die 
do. Pspierzente J l 626 bs. | Berl, Wechslerbk.| 0° 4 % | 494 0 
455 8 95 5706. Braunschw. Bann; 8% 9 419 02 
0. r Präm.-Anl. Bresl. Dise.-Bau 
1155 e 2 7905. 5 5 10 4 491 0. 
e N Bresl, Handels-@.| 9 5 69 5 
Russ, Präm.-Aul. v. 64% 42% b B lernt 30 25 8 17 K 
do. do. 1866/5 139% bag Bresl,MkL-VerB.| 7 — 5 91% ba 
do. Bod.-Cred,-Pfdb..|5 86% be- Br. Pr.-Wechsl.-B. 12 — 4 | 64 das. 
o Pence d e eee eee a ee 
„ N . s al. f. Genos, |] ; 5%. 
Poln, Liquid,-Pfandbr.|& | 67% bs Gabe e ee 1 
Amerik. 60% Anl. p. 188206 | 974, b26 DanzigerPriv.-Bk.| 7 S 74 4 116 8. 
do. 95 p. 18850 19979 bs | Darmst, Creditbk. (18 0 4 140%, dr. 
0. 50% Anleihe, .|6 % bag. Durmst. Zettelbk.| 7 70%½%%% 104% 8 
Französische Rente 6 | 94% etbzB, Deutsche Bank .| 8 — 4 76% as 
185 W 95 1 5 Deutsche Unjousb.] 94%, eo 4 720 
al, Tabak-Oblig. . .. 1 8 180. . 2 11 
Rumänische Anleihe 8 [10115 B. do, Junge — 4 98% br 
Türkische Aueſhe . 5 40% bz@ Gwb.Schuster u. C. 10 0 4 586 6. 
Unt. 50 St. Eigenb. Ans 71½ bz Goth. Grundered.B Ya — 4 1104 bag. 
Schwedische 10 ühln.-Loose — Kamb.Nordd.Buk.|133 10% 4 1593, e 
Finnische 10 Thir,-Loone 10%, bz ao. Wereins-B.|13% 10% 4 119% 4 
2 Hannov. do. 66 ¼ 78% 4 106 bk. 
25 do. Dise. Bk. 5 4 67 6. 
Eisenbahn-Prioritäts-Astier, | Gersische Bank . 0% — |5 | 50% be 
Berg-Märk, Serie II. „4:4 101%, G. Konigsb. do. 8 e 
do, III. v. St. 3½ g. 3½ 85 8. Law, B.Kwileckil — | — |4 | 79 B, 
do. do FI. 4½ 1009 @, Leip, Cred.-Bank.) 15 9% 6 14 ½ bz 
do. Nordbahn|ö 103½ dzB. Bazar a 12 8 h 110 
rlin- Göre 5 5 B. Magdeburger do. | 5 63 a B- 
Bao, W 4 = = Meininger 195 [15% 910 4 190 99 55 
-Freib Litt, O. 4½ 100% B. Moldauer Lds. Bk. 4 — . 0 bz 
1899 0 0 G. 04 1 100% B. Naärschl. Gaben 6 o la | 13% 5. 
do. do, II. ah — . — Nordd. Grunder. B. 13 754 5 37 * 
Cöln-Minden . III. 493½ 6. Oberlausitzer Pk. 85½10 460 &. 
de. 90.04% 100%, G. Oest, Cred.-Actien 19%, 5% 4 121,3 bs 
do. IV. | 95% B. N 
do. „ % 108% B. Ostdeutsche Bank, 8 4 5 15 B 
Ealle-Borau-Guben . % |100%, G. Hatd. Product Bk. 8, — 1 20,5 
Hannover-Altenbeken 4 — — Posener Bank 0 7% 5 110% B. 
Hannover-Altenbeken . 4½ ja 6 
Mörkisch-Posener . . 5 102 @. 505. Pr. Woche. B. 8 q 4 | di B. 
Niederschl -Mürkische, 4 05 ½ &, Preuss. Bank-Act.i131, 20 4% 160% ba 
do do. III. (4 975 Dr. B0od.-Gr.-Act. B. 16 0 [A 0% vac 
90 lan ee Pr, Cent.-Bod.-Cr.| 9% 97 A 118 DzB 
O ersehen AR  ae e Pr. Ovedit-Austalt|24 0” 6 40 bag. 
d BERG SE Ero. Wechsl-Bk.| 7% |o 4 | 906 
do, o Sächs. B. 600% 1.8.12 12 s 144 528. 
do D. 4 92% 6 Sächs. Cred. Bank 13 0 4 175% eo. 
do. 880 3% 855 & Schleg, Bank-Ver.|14 — 4 107% e:bsB 
do; 8 454 101% B. Schl. Centralbank 13 8 la 67 8. 
do. . 1004, G. Schl. Vereinsbank, 9 7 6 90 ½ 8. 
do H.. 4% 101% G. Thüringer Bank 4 8 5 102½ @ 
de e 55 102% 6, Ver,-Bk, Quistorpſ If 0 1 10 etkz® 
% den s WINDE Weimar. Bank ..| $ 5 I 10% ba 
do, Briew Neisae.|dy,| — — Wiener Unionbk.| 5 o 1 | 9% b. 
Cosel-Oderb. (Wilh,) % \-- Baugess. Plessner. 14 — 5 19% ba 
dp: A| — — Berl.kisenb.-BAAll1, ä 6% 5 | 30 B. 
90. ’ in 103%, 5 6 V. 1 7 0 0 5 5 320 
„„ ns do.Reichs-uCo.-E.| 7 aa I z 
25 810 HA 93 * B. Märk. Sch. Hach. 0. on 6 3870 62 
30 155 125 Em A 1008 G. Nordd,Pavierfabr.| 8 5 5 48 4 02G. 
Närchl Auge, it. 0 50 s. Westend, Jom. G.] 17% — 12% o. 
eg 5s — — — 8 
do. do, Be Pr.Hyp.-Vers.-Act, 104% | __ 4 |117% B. 
Ustpreuss, Sädhahn. 15 |103 6 Schl. Feuervers. 7% [— 4 175 8. pr. 
Rechte-Öder-Uler-B, 3 103% 8 S 0 2 
Benleaw, Misenbs Donnersmarkküt.| — — 5 | 52 bzB 
Benlenw, Diseubahn , 431 10% B 2005 9 mil 155 56 
= = do. junge — Aber‘ b 2 
Ohemritz-Komatna . 45 | 81 bz 90 75 3 6 8 
ur Boden en . ...5. 184% E EEG 725 15 BA 8 8 = 8 
do. I. Emission. 6 | 75% B ee Se el 
re 5 53½ E Minerva — — 8 rc 
RER Moritzhütte ,.y.| — | — 5 | 5a 4 
Se 55 OSchl.Kisenwerk. 11 — 5 | 55% 6. 
Ka: on 5 | 77 b⸗ 80 onen 55 EN 4 9 3640 Re 8 
Une. Nordostbahn. , % 60 %a % bag. Sehe 21 ER, {| 8 e s 
Ung. Oatbam 5 | 59% b 55 8 Gar 395 90 dzG. 
Lemberg- Czernowitz . 997 55 Panne Bergb. 20 10 s 95 be 
a 40% 704 bes, | Vorwärismütte . | 8 15 6 474 bz 
— — 3 — 
Mährische Grenzbahn . 5 69% Baltischer Lloyd. 0 — 8 28% B. 
Mähr, -Ochl.OCentralbhu. 5 | 46% bs Bresl. Bierbrauer.“ — 0 5 8 8. 
Kronpr, Rudolph-Bahn5 | 83%, bzB, Bresl. E.-Wagenb.| 7%, — 5 46% G. 
Oesterr.-Fıenzösischo.|3 308% bz do. ver.Oelfabr.| 10 | — |5 | 68% B. 
do. do. neuel3 |299 B. Erdm, Spinnerei.| 9 7 5 | 62 deck 
de. abel, Staatsbahn|3 24770 52 e 8 — 35 25 & 
do. neue 8 24716 bz MHonm'sWag.-Fab. — 5 42.8. 
de, Obligatienen. 5 35½ ba G. Schl. Eigenb.-B. 4 | — 6 577% 526. 
‘Warschau-Wien II.. 598 / 6. $:blos.Leinenind,| 9 — 65 — — 
iD, U. . 5 | 98 bzB, . Act. Br.(Scholtz)) — | 0 5 25 6 
aa, IV. . 5 1 %%B, do, Porzellan 7 1 4 IE 
— Schl. Tuchfabrik — — 4 18% bi 
Bank- Piscont 4 pr. Ct. do. Wagenb.-Anst. 9 — 4 29½ G6. 
Lomhard-Einstuss 5 pr. Ct Bebi. Weliw,-Fabr, | IC — 4 23 8. 


ſich gezieme, wenn man von Frankreich ſelbſt ſpreche. Die Dringlich⸗ 
keit des Antrags Dahirel wurde darauf mit 330 gegen 258 Stimmen 
abgelehnt. 0 

Verſailles, 27. März. Abends. (National⸗Verſammlung. Fort⸗ 
ſetzung.) Chabaud Latour vertheidigt den Commiſſions⸗Entwurf. Nach 
längerer Debatte, worin Thiers ſeine Anträge vertheidigt, werden alle 
Amendements verworfen, die Commiſſtons⸗Vorlage wird mit 389 
gegen 183 Stimmen angenommen. Die Interpellation der Mar⸗ 


= ſeiler Deputicten Aber di 
auf 6 Monate vertagt. 


Berliner Börse vom 27. März 1874. 


die gefangen gehaltenen Fenier der Gnade der Königin zu empfehlen. 


Anglo⸗Deutſche Bank —. 


ſchieden. 


Mais 6 D. niedriger. 


Schlußbericht). Weizen matt, däniſcher 35. Roggen ruhig, Petersburg 24. 1 5 


e Schließung der republitaniſhen Zirkel wird 


Durango, 26. März. Nach aus carliſtiſcher Quelle kommenden 
Nachrichten hat Marſchall Serrano geſtern die Carliſten auf den An⸗ 
hoͤhen von Somorroſtro zwar angegriffen iſt aber auf der ganzen 
Linie mit beträchtlichen Verluſten zurückgeſchlagen worden. Eine Nach⸗ 
richt von 5 Uhr Abends meldet, die Carliſten ſeien für die eine ihrer 
Flanken beſorgt, wo man eine Landung ſeitens der Regierungstruppen 
erwarte, es ſei eine ſorgſame Ueberwachung der Küſte angeordnet. 

Bern, 27. März. Der Bundesrath Cereſole hat ſich in Special⸗ 
miſſion wegen des kirchlichen Conflicts nach dem Berner Jura begeben. 

London, 27. März, Abends. Unterhaus. Der Staatsſecretär 
des Innern erklärt auf eine Anfrage, die Regierung beabſichtige nicht, 


London, 27. März. Die Einlöſung des am 1. April c. fälligen 
türkiſchen Coupons iſt hier angezeigt worden. 

Konſtantinopel, 27. März. Die Pforte hat die Genehmigung 
zum Anſchluß der kürkiſch⸗ſerbiſchen Eiſenbahnen bei Niſſa ertheilt. 
Wie es heißt, würde der Fürſt von Serbien in Folge dieſer Geneh⸗ 
migung demnächſt dem Sultan einen Beſuch abſtatten. . 

Amſterdam, 27. März. Ein Telegramm aus Atchin vom 24. 
d. M. meldet: Der Häuptling Gighen erkannte die holländiſche Ober: © 
hoheit an; andere Häuptlinge werden nachfolgen. es f 

Calcutta, 26. März. Ein mit Yarkand abgeſchloſſener Vertrag 
räumt England das Recht zum Handelsverkehr und zur Durchfuhr 
von Waaren ein; eine weitere Ermäßigung des jetzigen niedrigen 
Zolltarifs iſt nicht ausbedungen. i £ 

Waſhington, 27. März. Der Senat hat eine Bill angenom⸗ 
men, durch welche der Betrag der auszugebenden Greenbacks auf 
400 Millionen beſchränkt wird. ae N) 

Swinemünde, 27. März. Der 0 des baltiſchen Lloyd 
„Franklin“ iſt geſtern Abend von Newyork wohlbehalten hier eingetroffen. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Frankfurt a. M., 27. März, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
courſe.] Londoner Wechſel 118%. Pariſer do. 94%. Wiener do. 1049. 
Franzoſen!) 830%. Heil. Ludwigsb. 136. Böhm. Weſthahn — Lom⸗ 
barden!) 149%. Galizier 249%. Cliſabethbahn 206%. Nordweſtbahn —. 
Elbthalbahn —. Oberheſſen 77%. Oregon —.  Crebitactien*) 216. 
Ruſſ. Bodeneredit 86%. Ruſſen 1872 95%. Silberrente 66%. Papierrente 
61%. 1860er Looſe 95. 1864er Looſe 157%. Ung. Schatzw. —. Raab⸗ 
Grazer 77%. Amerikaner de 1882 98%. Darmſtädter Bankverein 350%. 
Deutſch⸗öſterr. 85%. Prov.⸗Disconto⸗Geſellſchaft 78%. Brüſſeler Bank 102%. - 
Berl. Baulverein 80% Frankfurter Bankverein 73%. do. Wechslerbank 76%. 
Nationalbank 1005. Meininger Bank 104%. Hahn Effectenbank 112%. Con⸗ 
tinental 88%. Südd. Immobilien⸗Geſellſchaft —. Hibernia 78%. 1854er 
Looſe —. Rockford —. Mbein⸗Nahe⸗Bahn —. Bi 

Schiff ſche Bank 206, Ungar⸗Looſe —. 14 

Geſchäftslos, Credit belebt, Bahnen ſtill, Banken behauptet, Anlagewerthe 


beliebt. 
Creditactien 218, Fran⸗ 


t | 
Nach Schluß der Börſe: Creditactien beſſer. 
zoſen 330, Lombarden 148%. | \ 
*) per medio reſp. per ultimo. 1 5 
Frankfurt a. M. 27. März, Abends. [Effekten ⸗ Societät! 
Creditactien 216%, Franzoſen 329, Lombarden 148%, Galizier 249%, 
Silberrente —, Bankactien 1003, Böhm. Weſtbahn —, Eliſabethb. —, 


1860er Looſe —, Amerikaner —, Provinzial⸗Disconto⸗Geſellſchaft 784. 
— Geſchäftslos. ' 8 
Hamburg, 27. März, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 


Staats⸗Präm.⸗Anleihe 106%. 
186. dito. 1860 er Looſe 95%. 
barden 321. Italieniſche 

Pra 152%. Commerzb. 8144. 


Silberrente 66. Oeſterreich. Creditactien 

Nordweſtbahn 410. Franzoſen 706. Lom: 
Rente 61. Vereinsbank 120. Laura⸗-⸗- 
0 dito. II. Emiſ. — Norddeutſche Bank 139. 

robinzial = Disconto » Bank —. Anglo ⸗deutſche Bank 50. dio. neue 
70. Däniſche Landmannbank —. Dortmunder Union 53. Wiener Union⸗ 
bank —. 64er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe — 66 er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe - 
Amerikaner de 1882 94%. Köln⸗M.⸗St.⸗Actien 129%. Rhein. Eiſenbahn ? 
Stamm⸗Actien 130%. Bergiſch⸗Märliſche 94. Disconto 3 pCt. — Feſt. 

Wechſelnotirungen: London lang 20, 18 Br., 20, 12 Gd., London kurz 
20, 38 Br., 20, 30 Gd., Amſterdam 169, 40 Br., 168, 60 Gd. Wien 178, 
50 Br., 176, 50 Gd., Paris 79, 80 Br., 79, 40 Gd., Petersburger Wechſel 
275, 00 Br., 273, 00 Gd., Frankfurt a. M. 170, CO Br., 169, 40 Gd. 

Hamburg, 27. März. [Getreidemarkt.] Weizen loco preishaltend, 
Roggen loco ſtill, beide auf Termine feſter. Weizen 126pfd. pr. März 1000 Kilo netto 
248 Br., 246 Gd., pr. April⸗Mai pr. 1000 Kilo netto 259 Br., 258 Gd., pr. Mai⸗ 
Juni 1000 Kilo netto 258% Br., 257% Gd., pr. Juni⸗Juli 1000 Kilo netto 258% 
Br., 257% Gd. — Roggen pr. März 1000 Kilo netto 192 Br. 190 Gb., pr. 
April⸗Mai 1000 Kilo netto 183% Br., 187% Gd., pr. Mai⸗Juni 1008 Kilo 
netto 188 Br., 187 Gd., pr. Juni⸗Juli 1000 Kilo netto 187 Br. 186 Gd. — 
Hafer feſt. — Gerſte ſtill. — Rüböl ſtill, loco 61, pr. Mai 60, pr. 
October pr. 200 Pfd. 62. — Spiritus matt, pr. März 55%, pr. 
April⸗Mai 56, pr. Juli⸗Auguſt 57, pr. Auguſt⸗September per 100 Liter 
100% 58%. — Kaffee flau; Umſaß 1500 Sack. Petroleum heſſer, Standard 
white locd 13, 00 Br., 12, 80 Gd., pr. März 12, 80 Gd., pr. Auguſt⸗ 
December 14, 60 Gd. — Wetter: Wolkig. 

Hamburg, 27. März. [Abendbörſe.] 8 Uhr 30 Min. Oeſterr. 
Silberrente —. Amerikaner —. Italiener —. Lombarden 319 Br. Er 
Credit⸗Aclien 185—185, 25. Oeſt. Staatsbahn 703. Oeſterr. Nordweſtbahn 
b Hamb. Commerz⸗ und Disc.⸗Bank —. Rhein. 
Eiſenb.⸗St.⸗Actien —, —. Bergiſch⸗Märkiſche — Köln⸗Mindener —, —. 
Laurahütte 153, 50. Dortmunder Union —. Ganz geſchäftslos, unent⸗ 


Liverpool, 27. März, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
anten ace Umſatz 12,000 Ballen. Ruhig. Tagesimport 6000 Ballen 
amerikaniſche. 

Liverpool, 27. März, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schluß bericht.) 
Umſatz 12,000 B., davon für Speculation und Export 2000 Ballen. 
Matt, ſchwimmende williger. ; 

Middl. Orleans 8%, middl. amerikaniſche 8%, fair Dhollerah 5%, 
middl, fair Dhollerah 5%, good middl. ee 4%, middl. Dhollerah 4%, 
fair Bengal 4%, fair Broach 5%, new fair Domva 5%, good fair Omra 
6%, fair Madras 5%, fair Pernam 8%, fair Smyrna 6%, fair Egyptian 8%. 

Upland nicht unter good ordinary Februar⸗März⸗Verſchiffung 87 D. 

Mancheſter, 27. März, Nachmittags. 12r Water Armitage 8%, 12 
Water Taylor 10, 20r Water Micholls 12, 30r Water Gidlow 13, 30or EI 
Water Clayton 14, 40r Mule Mayoll 12%, 40r Medio Wilkinſon 14%, 36r 


Warpeops Qualität Rowland 13%, 40r Double Weſton 14%, 60r Double 
Weſton 16% , Printers / / 8% pfd. 120. Mäßiges Geſchäft, 


Preiſe ſehr feſt. ; 

etersburg, 27. März, Nachmittags 5 Uhr. [ Schlußcourſe.] 
Wechſel London 3 Mt. 33¾. do. Hamburg 3 Mt. 281%. do. Amſterdam 
3 Mt. 165%. do. Paris 3 Mt. 349%. 1864er Prämien⸗Anleihe (geſtplt.) 


165. 1866er Prämien = Anleihe (geſtplt.) 162. / Imperials 5, 91. 

Große Ruſſiſche Eiſenbahn 144%. Internationale Bahn I. Emiſſion — do. 

II. Emiſſion —. 5 ö AAN ii 
Petersburg 27. März, Nachm. 5 Uhr. [Productenmarkt.] Talg 

loco 46%, per Auguſt 45 Weizen pr. Mai 14. Roggen loco —, —, per 


ai 8, 25. Hafer per Mai⸗Juni 4, 85. Hanf per Juni —. Leinſaat 
(9 Pud) pr. Mai 134. — Wetter: Veränderlich. . 5 

Liverpool, 27. März. [Getreidemarkt.] Weizen feſt, Mehl ſtetig, 

n 27. März, Nachm. [Roheiſen.] Mixed 
83 Sh. 3 D. 


Antwerpen, 27. März., Nachm. 4 Uhr 30 Min. [Getreivemarkt] 


numbers warrants 


Hafer unverändert. Gerſte ſtetig. * 
Antwerpen, 27. März, Nachmittags. [Petroleum⸗Markt.] (Schluß⸗ 


bericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco und pr. März 33½ bez. u. Br., 
per April 32½ bez., 34 Br., pr. September 37 Br., per Septbr.⸗Decemben 
37% Br. — Feſt 1 


t. a N 05 5 
Bremen, 27. März. Petroleum höher gehalten, Standard white loco * 
13 Mk. 25 Pf. x ri 

Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. Br 
Druck von Graß, Barth u. Cemp. (M. Friedrich) in Breslau 
\ } 


